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 Schweizer

FreiSinn

ihre liberale Kraft in Bern 2011–2015

Altherr Hans AR Bourgeois Jacques FR Caroni Andrea AR Cassis Ignazio TI Comte Raphaël NE Eder Joachim ZG Eichenberger Corina AG Favre Laurent NE

Fluri Kurt SO Freitag Pankraz GL Germanier Jean-René VS Gössi Petra SZ Hess Hans OW Hiltpold Hugues GE

Keller-Sutter Karin SG Leutenegger Filippo ZH Lüscher Christian GE Malama Peter BS Markwalder Christa BE

Pezzatti Bruno ZG Ribaux Alain NE Schmid Martin GR Schneeberger Daniela BL Theiler Georges LU

Abate Fabio TI Egerszegi Christine AG Fluri Kurt SO Gutzwiller Felix ZH Pedrazzini Vincenzo SZ

Im 2. Wahlgang für  
den Ständerat treten folgende  

FDP-Kandidierende an:
(Redaktionsschluss war  

vor den zweiten Wahlgängen  
in einigen Kantonen)

Derder Fathi VD

Fiala Doris ZHFeller Olivier VD

Hutter Markus ZH Ineichen Otto LU Moret Isabelle VD

Francais Olivier VD

Huber Gabi UR

Müller Philipp AG Müller Walter SG Noser Ruedi ZH Pelli Fulvio TI

Vitali Albert LU Wasserfallen Christian BE
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Aus den Kantonal- und Ortsparteien

wahlen 2011: erfahrungsberichte  aus einigen Kantonen
Schwyz

erfolg im Kanton Schwyz
Vor 8 Jahren verlor die FDP im Kanton Schwyz sowohl den Ständerats- als auch den Nationalrats-
sitz. Jetzt ist die Partei wieder fit. 

Vincenzo Pedrazzini, Präsident 
FDP.Die Liberalen Schwyz

2003 war ein schwarzes Jahr für die 
FDP. Der Sitz des zurücktretenden 
Ständerates konnte nicht verteidigt 
werden. Der Nationalratssitz ging 
ebenfalls verloren. Doch anstatt den 
Kopf in den Sand zu stecken und zu 
trauern, hat sich die FDP Kanton 
Schwyz erneuert. Dies insbesondere 

auf der personellen und der organisato-
rischen Ebene. Organisatorisch wurde 
der Kontakt mit der Parteibasis wieder 
hergestellt. Die Ortsparteien wurden 
reaktiviert und Veranstaltungen für alle 
Mitglieder organisiert. Auf der perso-
nellen Ebene wurde Aufbauarbeit ge-
leistet. Junge Kräfte wurden gefördert 
und in Position gebracht. Bestes Bei-
spiel ist die jetzt gewählte Nationalrätin 
Petra Gössi. 2003 wurde sie in den 

Kantonsrat gewählt. Als Parteisekretä-
rin und danach als Fraktionschefin 
wurde sie einer breiteren Öffentlichkeit 
bekannt gemacht. Bereits 2007 kandi-
dierte sie auf Listenplatz 3 und sam-
melte Erfahrungen im Wahlkampf. 
2011 startete sie von Listenplatz 1 und 
erreichte souverän den Sitz im Natio-
nalrat. Mit 35 Jahren gehört sie zu den 
Jungen im Nationalrat. Bereits 2010 
konnte mit Kaspar Michel ein Regie-

rungsratsmandat zurückerobert wer-
den. Auch er war über längere Zeit in 
Partei und Fraktion als Sekretär aktiv, 
bevor er mit nur 40 Jahren mit einem 
Glanzresultat gewählt wurde. Beson-
ders erfreulich ist, dass weitere Junge 
in Reih und Glied stehen. Wir werden 
weiterhin den Aufbau von jungen Köp-
fen vorantreiben, um in Zukunft erfolg-
reich zu sein. Erfolg braucht Zeit, Aus-
dauer, Mut und Vertrauen in die Jugend.

Zug

2 Sitze: erneuerung und comeback geglückt
Andreas Kleeb, Präsident 
FDP.Die Liberalen Zug

Dank Allianzen und einer geschickten 
Personalpolitik konnte in Zug der Na-
tionalratssitz zurückerobert und der 
Ständeratssitz gehalten werden. Mit 
einem hervorragenden Resultat folgt 
Joachim Eder dem nicht mehr antre-
tenden Ständerat Rolf Schweiger. Mit 
22571 Stimmen überflügelte Eder so-
gar den wieder kandidierenden CVP-
Ständerat Peter Bieri und erreichte das 
beste Resultat, das je ein FDP-Stände-
rat im Kanton Zug erzielte. Unter die-
ser Ausgangslage wird die FDP den 
Sitz im Stöckli für mindestens weitere 
acht Jahre sichern können. Noch am 
Wahlsonntag hat Eder seine offizielle 
Demission als Regierungsrat ange-
kündigt. Da die Zuger Exekutive nach 
dem Proporz gewählt wird, ermög-
licht dies ein Nachrutschen von Urs 
Hürlimann als neuer Gesundheits-
direktor. Damit ist auch dieser Regie-
rungsratssitz für zwei weitere Legis-
laturen gesichert. Und als «Sahne-

häubchen» schaffte die FDP nach acht 
Jahren auf Kosten des grün-alternati-
ven Jo Lang die Rückkehr in die Gros-
se Kammer. Neu wird Bruno Pezzatti 

aus Menzingen zusammen mit dem 
bisherigen Nationalrat Gerhard Pfis-
ter, CVP, und einem SVP-Vertreter 
den Kanton Zug wieder in einer rein 

bürgerlichen Vertretung im National-
rat repräsentieren.

In Zug hat die FDP wieder angefan-
gen, neben Steuern und Bürokratie-
Bekämpfung gezielt(e) Politik für den 
Mittelstand zu machen. So verfolgt sie 
das für Zug heisse Thema Wohnen und 
setzt sich zum Beispiel für das betreu-
te Wohnen für den Mittelstand ein. 
Zielgruppengerichtete Politik wird 
auch in Zug immer wichtiger, darum 
wurde kürzlich die FDP-Sektion 
Top60 gegründet, die sich den Themen 
der älter werdenden Generation an-
nimmt.

Bereits im Hinblick auf die kanto-
nalen Wahlen 2010 wurden ein mögli-
ches Szenario einer Ablösung im Stän-
derat und ein damit zusammenhängen-
des Nachrutschen in der Kantonsre-
gierung vorprogrammiert.

Weiter zum Erfolg geführt hat zwei-
felsohne die politische Allianz mit der 
CVP über die Wahlen hinaus sowie der 
engagierte Wahlkampf von allen Kan-
didierenden auf den FDP- und CVP-
Listen.

Kantonsrätin und NR-Kandidatin Maja Dübendorfer Christen, der neugewählte Ständerat 
Joachim Eder und NR-Kandidat Marco Schmid gemeinsam am Versand der Wahlkampfbriefe.



Nr. 6 / 2011  3

Aus den Kantonal- und Ortsparteien

wahlen 2011: erfahrungsberichte  aus einigen Kantonen
Graubünden

Bündner FDP nach 76 Jahren  
mit Martin Schmid wieder im Ständerat
Silvio Zuccolini, Pressechef 
FDP.Die Liberalen Graubünden

Nachdem die beiden Ständeratssitze 
– langjährig durch die CVP und SVP 
besetzt – infolge Demissionen frei 
wurden, hat sich der Bündner Regie-
rungspräsident und erfolgreiche Fi-
nanzdirektor Martin Schmid bereit 
erklärt, als Ständerat zu kandidieren. 
Diese Nachricht war für die FDP-Ge-
schäftsleitung Grund genug, alles da-
ran zu setzen, dass Martin Schmid als 
Ständeratskandidat nominiert wird. 
Dies geschah im Beisein von Bundes-
rat Didier Burkhalter am 18. Mai 2011, 
wo er mit Standing Ovations nominiert 
wurde. Im Wahlkampf führte er mit 
seinem ehemaligen Regierungskolle-

gen, Stefan Engler, der ebenfalls als 
Ständerat kandidierte, Begegnungsan-

lässe mit der Bevölkerung in verschie-
denen Regionen durch. Beide wurden 
glanzvoll am 23. Oktober gewählt.

Der 42-jährige Martin Schmid aus 
Splügen ist nach 76 Jahren Absenz der 
FDP als Standesvertreter gewählt wor-
den. Der letzte Amtsträger im Stände-
rat war der Davoser Andreas Laely in 
den Jahren 1913–1935, davon im Jahr 
1932/1933 als Präsident des Ständera-
tes. Regierungspräsident Martin 
Schmid wird per 5. Dezember seine 
neunjährige erfolgreiche Regierungs-
tätigkeit in zwei Departementen, zu-
letzt als Finanzdirektor, beenden. Der 
Neu-Ständerat Martin Schmid wird 
sich in Bern für eine Politik einsetzen, 
welche die Schweiz als attraktiver 
Wohn-, Bildungs- und Arbeitsstandort 

positioniert. Dazu gehöre nach Auffas-
sung von Martin Schmid unter ande-
rem eine solide Finanz- und attraktive 
Steuerpolitik mit einem fairen Fi-
nanzausgleich (NFA), eine innovative 
Bildungs- und eine wachstumsfreund-
liche KMU-Politik mit den Kantonen. 
Er betrachtet sich in Bern als Bot-
schafter für eine starke und erfolgrei-
che Schweiz mit vielen Arbeitsplätzen 
und einem besonderen Augenmerk für 
die Entwicklung der Gebirgskantone.

Die Geschäftsleitung der FDP.Die 
Liberalen Graubünden ist stolz auf die 
Wahl ihres Ständerates Martin Schmid, 
leider ist die Wiederwahl von National-
rat Tarzisius Caviezel nicht geglückt. 
Lieber Martin, wir wünschen dir in 
Bern viel Erfolg und Befriedigung.

Der neugewählte Ständerat Martin Schmid 
an einem seiner zahlreichen Auftritte im 
Wahlkampf.

Zürich

Mit FDP-Lovemobiles durch den Kanton zürich
Jérôme Weber, Fraktionssekretär 
FDP.Die Liberalen Zürich

Im Kanton Zürich galt es gerade we-
gen neuer starker politischer Konkur-
renz den vierten Nationalratssitz so-
wie den bisherigen Ständeratssitz mit 
Felix Gutzwiller zu verteidigen.

Nebst einer eigenen, auf den Kanton 
Zürich abgestimmten Wahlzeitung mit 
Porträts aller 34 Kandidatinnen und 
Kandidaten legte die FDP ihren Haupt-
fokus im Wahlkampf auf das «FDP-
Lovemobile». Die Wahlzeitung wurde 
Ende September in über 700  000 
Haushalte flächendeckend im ganzen 
Kanton verschickt. Unsere topmoti-
vierten Nationalratskandidatinnen und 
Kandidaten sowie Ständerat Felix 
Gutzwiller besuchten mit unseren 

zwei FDP-gestylten «Love mobiles» 
insgesamt 14 Ortschaften im ganzen 
Kanton Zürich. «FDP on the Road!» 

und «Freiheit stärken. Aus Liebe zur 
Schweiz» waren die Slogans unserer 
Roadshow. Die beteiligten Ortspartei-

en scheuten keine Mühe, den Anlass 
vor Ort mit Wettbewerben, Gipfeli, 
Kaffee und anderen Köstlichkeiten zu 
bereichern. Ein Dankeschön allen Be-
teiligten für den enormen Einsatz!

Noch ist im Kanton Zürich der 
Wahlkampf nicht ganz vorbei. Am  
27. November entscheidet sich im 2. 
Wahlgang, wer unseren Kanton im 
Ständerat vertreten wird. Die Chancen 
für Felix Gutzwiller sind intakt, trotz-
dem ist es wichtig, dass wir Freisinni-
ge nochmals mit Vollgas für unseren 
Ständeratskandidaten eintreten. So 
wurde in den letzten Wochen der gan-
ze Kanton Zürich mit über 300 Wild-
plakaten durch unsere Orts- und Be-
zirksparteien eingedeckt. Die FDP 
Kanton Zürich kämpft für eine starke 
FDP. Aus Liebe zur Schweiz.



4 Nr. 6 / 2011

FDP Service Public

Jahresbericht des Präsidenten

Viele höhepunkte mit Vertretern  
aus der wirtschaft und Verwaltung
Beat Schlatter, Präsident 
FDP.Die Liberalen Service Public

Am 3. November 2011 führte die FDP 
Service Public ihre ordentliche Gene-
ralversammlung durch. Der Anlass 
wurde von rund 30 Mitgliedern be-
sucht. Dies ist grundsätzlich ein Er-
folg, aber leider mussten viele der 
einge ladenen Gäste, teilweise kurz-
fristig, ihre Teilnahme absagen. Wir 
müssen uns an dieser Stelle überlegen, 
ob wir das Datum der GV nicht in die 
Wintersession hineinverlegen wollen. 
Vielleicht bringt das mehr Gäste. 
 Einen herzlichen Dank geht an dieser 
Stelle an Samuel Lanz, Präsident FDP 
International, welcher extra von Basel 
angereist ist.

Des Weiteren haben wir im Vor-
stand einige Mutationen zu vermel-
den. Zum einen verlassen nach langen 
Jahren Eva Schneeberger und Vera 
Marantelli das Führungsgremium. 
Den beiden Damen, welche dem Ruf 
ihres Arbeitgebers, des Bundesverwal-
tungsgerichtes, nach St. Gallen folgen 
werden, sei hier ein riesengrosses 
Dankeschön für ihre aufopfernde Ar-
beit zu Gunsten der liberalen Idee.

Als Ersatz konnte Michelle Nyfeler, 
Juristin beim BAG, zu einer Arbeit im 
Vorstand begeistert werden. 

In der Folge sei es gestattet, den 
Jahresbericht wiederzugeben. Damit 
können auch Mitglieder und Gäste, 
welche an einer Teilnahme verhindert 
waren, einen Einblick ins vergangene 
Geschäftsjahr erhalten. 

GV 2011: Jahresbericht  
des Präsidenten
Die letztjährige Generalversammlung 
vom 4. November 2010 hat mich zum 
Präsidenten der FDP.Die Liberalen 
Service Public gewählt. Ich fühle mich 
geehrt, dieser Vereinigung vorstehen 
zu dürfen. 

In meinem ersten offiziellen Amts-
jahr ging es hauptsächlich darum, die 
bis dahin guten Beziehungen zur FDP 

Schweiz und andern Organisationen 
der FDP auszubauen. 

Veranstaltungen im 2011
K    Am 9. Februar durften wir unseren 
Parteipräsidenten Fulvio Pelli als Gast 
begrüssen. Er informierte uns aus ers-
ter Hand über die Wahlen vom Herbst.

K    Den Fraktionsapéro vom 15. 
März bestritt als Referent Jürg Bucher, 
Konzernchef der Schweizerischen 
Post. Der ungewöhnlich hohe Mitglie-
deraufmarsch zeigte, welch interes-
santer Gast hier an unserer Veranstal-
tung war.

K    Auch dieses Jahr nahmen wieder 
mehrere Vertreter unserer Vereinigung 
am traditionellen Fraktionsausflug, 
welcher nach Lausanne führte, teil. 
Aufgrund des in diesem Jahr angestan-
denen nationalen Wahlkampfes war es 
mir als Präsident nicht möglich, am 
Fraktionsausflug teilzunehmen. 

K    Am 14. Juni durften wir den 
CEO der BLS, Bernard Guillelmon, 
als Referent begrüssen. Leider besuch-
ten nur gerade 17 Personen diesen 
Anlass, welcher hochinteressante In-
formationen zum Thema des schwei-
zerischen Schienentransportes (Perso-
nen und Güter) bot. 

K    Der traditionelle Boccia-Anlass 
musste aus organisatorischen Gründen 
kurzfristig abgesagt werden. Leider 
wurden wir nicht über einen Besitzer-
wechsel im Dalmaziquai orientiert. 
Und beim Lokal wurde anlässlich des 
Besitzerwechsels unsere vorjährige 
Reservation nicht weitergegeben. 

K    Auch im Jahre 2011 hatten wir 
die Ehre, einen Bundesrat begrüssen 
zu dürfen. Didier Burkhalter beehrte 
uns am 13. September mit seiner An-
wesenheit. Im Schweizerischen Alpi-
nen Museum brachte uns der Bundes-
rat die aktuelle Situation im Gesund-
heitswesen näher. Im Anschluss daran 
konnten in einer offenen Diskussions-
runde die diversen Punkte des Service 
Public (Bekanntheitsgrad, bundesin-
terne Vernetzung) angesprochen wer-
den. Bei dieser Gelegenheit sicherte 
uns Bundesrat Burkhalter seine Unter-
stützung für diese Anliegen zu. 

Aus dem Vorstand
K    Das kommende Vereinsjahr 

bringt uns zwei personelle Verände-
rungen. Nach langjähriger Tätigkeit 
im Vorstand treten Eva Schneeberger 
und Vera Marantelli von ihren Ämtern 
als Protokollführerin respektive Bei-

sitzerin zurück. Beide folgen per Mit-
te 2012 ihrem Arbeitgeber, dem Bun-
desverwaltungsgericht, nach St. Gal-
len. An dieser Stelle sei den beiden für 
die geleistete Arbeit der allerherzlichs-
te Dank ausgesprochen. 

K    Als neue Beisitzerin konnte Mi-
chelle Nyfeler, Juristin beim BAG, 
gewonnen werden. Ich wünsche Mi-
chelle Nyfeler in ihrer Tätigkeit viel 
Befriedigung.

Ausblick
Ein Thema, welches uns in den 

kommenden Jahren intensiv beschäf-
tigen wird, ist die Bekanntmachung 
unserer Vereinigung. Dies sowohl in 
der Bundesverwaltung wie auch in den 
Kantonen und Gemeinden. Ich stelle 
in persönlichen Gesprächen immer 
wieder fest, dass nicht alle Bundesan-
gestellten, welche in einer Ortspartei 
der FDP Mitglied sind, unsere Verei-
nigung kennen. Die Behebung dieses 
«Missstandes» soll das Schwerge-
wicht der kommenden Jahre sein. 
Dazu braucht es unser aller Engage-
ment: dasjenige der Mitglieder, wel-
che bei jeder Gelegenheit auf die FDP 
Service Public aufmerksam machen, 
und das des Vorstandes, welcher ge-
schlossen an möglichst vielen Veran-
staltungen aufzutreten hat. 

Die Jahre 2012 und 2013 werden 
unter dem Motto «Wirtschaft und Ver-
waltung» stehen. Unter dieser Prämis-
se soll auch das Jahresprogramm ge-
staltet sein. Als erster Referent hat uns 
bereits Alexandre Schmidt, Direktor 
der Eidgenössischen Alkoholverwal-
tung und Mitglied der FDP Service 
Public, zugesagt.

Mit weiteren hochrangigen Vertre-
tern aus der Wirtschaft (Dr. Konrad 
Hummler, Valentin Vogt und Hans-
Ulrich Bigler) laufen noch die detail-
lierten Terminverhandlungen. Ebenso 
ist die Absicht, im kommenden Jahr 
noch einen Anlass mit Bundesrat Jo-
hann Schneider-Ammann durchführen 
zu können.

Das langjährige Vorstandsmitglied Eva Schneeberger wird vom Präsidenten verdankt.
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FDP Frauen

FeMen – die neue Frauenbewegung?
Carmen Walker Späh, Präsidentin, 
und Claudine Esseiva, 
Generalsekretärin  
der FDP.Die Liberalen Frauen

Die «Nicht mehr oben ohne»-Kampa-
gne der FDP Frauen wird auch nach 
den Wahlen intensiv und kontrovers 
diskutiert. Darf Frau, was Mann schon 
lange darf, nämlich Haut für eine po-
litische Forderung zeigen? Mit den 
nackten Schultern auf dem «Nicht 
mehr oben ohne»-Sujet sind die FDP 
Frauen Schweiz neue Wege in der 
Kommunikation gegangen, haben pro-
voziert und für Gesprächsstoff ge-
sorgt. Und jetzt kommt schon wieder 
eine Frauenbewegung, die mit vollem 
Körpereinsatz, laut und frech, für 
Frauenrechte kämpft, FEMEN. Die 
Frauenbewegung FEMEN aus der Uk-
raine schafft es mit ihren provokativen 
Aktionen in ganz Europa auf die Titel-
blätter der Zeitungen und sorgt für 
heftige Diskussionen. Die Medienwelt 
und die Bevölkerung sind irritiert, wis-
sen nicht so recht, wie sie reagieren 
sollen. Während sich die einen aufre-
gen, es nicht verstehen, sind wieder 
andere hellauf begeistert. Konservati-
ve Kräfte empören sich – junge Frauen 
auf der Strasse lachen und sind begeis-
tert. Fazit: Die mediale Aufmerksam-
keit ist den Ukrainerinnen auf jeden 
Fall gewiss – und damit auch die poli-
tische Diskussion.

Die nackte Heldin
Wer kennt nicht das berühmte Bild der 
Französischen Revolution von Eugène 
Delacroix «La liberté guidant le peup-
le». Eine barbusige Frau als Heldin! 
Niemand fand und findet es anstössig. 
Nacktheit heisst eben auch bedin-
gungsloser Einsatz für Freiheit – oder 
ist der Zustand für Freiheit schlecht-
hin. Diese Nacktheit hat auch nichts 
mit Sexualität zu tun, sondern mit 
Selbstbestimmung. So haben die Fe-
ministinnen in der frühen Frauenbe-
wegung der Siebzigerjahre zwar nicht 
mehr die Fahne der Revolution gehisst 
– aber sie haben ihre BHs für mehr 
gesellschaftliche Freiheit demonstra-
tiv ausgezogen: «Oben ohne!» wurde 
zum Symbol der Befreiung von bür-
gerlichen Lebensmustern.

Und heute? 2011 kämpfen die FDP 
Frauen für mehr Frauen in den Füh-
rungsgremien. Warum: Weil gerade 
mal 7 Prozent Frauen in Führungspo-

sitionen einfach zu wenig sind. Ganz 
oben soll es nicht mehr ohne Frauen 
sein. Die Volkswirtschaft soll das Po-
tenzial der gut ausgebildeten Frauen 
nicht weiter brach liegen lassen. 
«What else?» würde George Clooney 
sagen. «Genau – und vor allem ist es 
jetzt höchste Zeit!», sagen die FDP 
Frauen.

Und sie haben gute Gründe: Firmen 
mit gemischten Teams sind erfolgrei-
cher, kennen den Markt besser und 
erzielen eine höhere Eigenkapitalren-
dite. Unsere Wirtschaft braucht quali-
fizierte Fachkräfte – sie muss nur das 
Potenzial der weiblichen Arbeitskräfte 
besser nutzen. Die Forderung der FDP 
Frauen Schweiz «Nicht mehr oben 
ohne» ist berechtigt, konkret genug 
und vor allem: Sie ist urliberal, weil 
sie aufrüttelt, ohne gleich Gesetze zu 
verlangen, und weil sie aufklärt, ohne 
gleich Quoten zu fordern.

Was Bastien kann … 
kann Claudine auch!
Mit nacktem Sixpack erntet Mann me-
diale Begeisterung – mit weiblichen 
nackten Schultern Irritation. Frau tut 
so was nicht – und schon gar nicht eine 
bürgerliche Politikerin. Aber ist das 
liberal? Hat Liberalismus nicht viel 
mehr damit zu tun, für die eigenen 
Rechte und Überzeugungen zu kämp-
fen, und dies auch mit unkonventionel-
len Mitteln? Kann es sich eine liberale 
Gesellschaft leisten, das Potenzial der 
gut ausgebildeten Frauen einfach 
brach liegen zu lassen? Und kann es 
sich eine liberale Gesellschaft leisten, 
Männern die Familienarbeit zu ver-
wehren, einfach weil der Chef immer 
und überall erreichbar sein muss? 
Können nicht auch Männer gute Erzie-
hungsarbeit leisten? Männer und Frau-
en sollen sich in einer aufgeklärten 
und liberalen Gesellschaft auf Augen-
höhe begegnen und gemeinsam ihr 
Leben gestalten. 

Auffällig doppelbödig
Auch in den Schweizer Medien tut 
sich Erstaunliches: Je mehr halbnack-
te Frauen die Titelseiten zieren, umso 
grösser die journalistische Empörung 

über die FDP Frauen. Schöne Frauen 
politisieren nicht – und sie wollen 
schon gar nicht in die Teppichetage. 
Und wenn schon, sollen sie dafür nicht 
den Verstand gebrauchen. Doch es gibt 
auch Lichtblicke: Gute Journalistin-
nen und Journalisten, die hinschauen, 
statt wegschauen, die Interesse zeigen, 
statt hergebrachte gesellschaftliche 
Muster zu befriedigen.

Der neue Feminismus –  
Kampf gegen Vorurteile gegenüber 
Männern und Frauen
In den letzten Jahren erreichte die 
Frauenbewegung sehr viel, die Frauen 
erhielten in der Schweiz 1971 endlich 
das Stimm- und Wahlrecht, es gibt 
 einen Gleichstellungsartikel in unse-
rer Verfassung, und zurzeit gibt es vier 
Bundesrätinnen.

Doch noch immer verdienen die 
Frauen nicht gleich viel wie Männer, 
noch immer sind sie kaum in der Chef-
etage vertreten (3 Prozent Verwal-
tungsrätinnen und 7 Prozent Frauen in 
den Teppichetagen), und noch immer 
ist Sexismus ein Kavaliersdelikt 
(Berlusconi, Strauss-Kahn). Es ist 
höchste Zeit für eine moderne Politik 
für moderne Menschen. Lassen Sie 
sich inspirieren von den FDP Frauen 
– Liberalismus lebt von Engagement 
mutiger Frauen und Männer. Auch die 
Ukrainerinnen gehören klar dazu.Quelle: www.tagesanzeiger.ch
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Aktuell

Ja zu Vereinbarkeit von Familie und Beruf
FDP.Die Liberalen fordert bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf dank weniger Bürokratie 
für Krippen. Und durch einen auf 24  000 Franken erhöhten Fremdbetreuungsabzug soll der Lohn 
nicht durch Krippenkosten und Steuerprogression weggeputzt werden. Gleichzeitig dürfen Eltern, 
die ihre Kinder nicht fremdbetreuen lassen, nicht benachteiligt werden. 

Peter Malama, Nationalrat BS

In der auf so vielen Gebieten moder-
nen Schweiz müssen sich Männer wie 
Frauen mit Kindern immer noch oft 
zwischen Karriere oder Familie ent-
scheiden, weil familienergänzende 
Kinderbetreuung bürokratisiert und 
die Reform der Familienbesteuerung 
bekämpft werden. Für mich und somit 
für unsere Familie gehört deshalb die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
zu den politischen Prioritäten. Fami-
lien sollen frei entscheiden können, 
wie sie ihr Leben gestalten möchten. 
Das bedeutet auch, dass diejenigen 
Eltern, welche ihre Kinder selber be-

treuen wollen, nicht benachteiligt wer-
den. Krippen- und Betreuungsplätze 
sind Mangelware, da die Bürokratie 
die Schaffung neuer Plätze behindert 
und schlussendlich verteuert und sie 
deshalb für Familien aus der Mittel-
schicht kaum mehr finanzierbar sind. 
Damit wir in Zukunft eine bessere Ver-
einbarkeit von Familie, Beruf und Po-
litik erreichen, soll es im Krippenbe-
reich mehr Markt geben und muss die 
Bürokratie massiv abgebaut werden. 
Die Gründung von privaten Kinderbe-
treuungsplätzen ist von administrati-
ven und baulichen Schikanen zu be-
freien. Die Eltern – und nicht der Staat 
– sollen weiterhin selbstständig und 

verantwortungsbewusst entscheiden 
können, wie und von wem ihre Kinder 
betreut werden. Weniger Vorschriften 
und mehr Eigenverantwortung sind 
gefragt.

Zudem darf es nicht sein, dass der 
gesamte Lohn für Steuern und Betreu-
ungskosten ausgegeben werden muss, 
sodass das Arbeiten wirtschaftlich ge-
sehen keinen Sinn macht. Der Steuer-
abzug für Kinderfremdbetreuung ist 
daher auf maximal 24  000 Franken zu 
erhöhen. Eltern, die sich für eine 
Fremdbetreuung entscheiden, werden 
auf diese Weise nicht mehr gezwun-
gen, ihren Arbeitsplatz aufzugeben. 
Das hat den Vorteil, dass der Wirt-

schaft das Know-how dieser in der 
Regel gut ausgebildeten Männer und 
Frauen nicht verloren geht.

Auf der anderen Seite stellt die Fa-
milie eine der wichtigsten Institutio-
nen unserer Gesellschaft dar. Es ist 
nicht erstrebenswert, nach dem Vor-
bild sozialistischer Staaten einzig die 
Fremdbetreuung zu fördern und somit 
Verantwortung auf den Staat abzu-
schieben. Eltern ist natürlich freige-
stellt, ihre Kinder selber zu betreuen. 
Auf diese Weise steht dem Bürger die 
maximale Wahlfreiheit zu, Beruf und 
Familie nach eigenem Ermessen ge-
stalten zu können.
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Jungfreisinnige

Frischer wind in Bern
Die neuen Mitteparteien haben auch den Jungfreisinnigen zugesetzt. Doch wir haben uns entschie-
den, in diesem Artikel nicht Wunden zu lecken, sondern vielmehr unsere Erfolge zu feiern!

Die Jungfreisinnigen führten einen 
engagierten und kreativen Wahl-
kampf. Unzählige Sektionen machten 
mit  eigenen Initiativen und Petitionen 
auf sich aufmerksam, aber auch unge-
wöhnliche Aktionen standen auf der 
Tagesordnung. Besonders erfreulich 

fiel das Resultat in Neuenburg aus: 
Die Sektion konnte im Vergleich zu 
2007 über 20 Prozent Wähleranteil 
hinzugewinnen und erzielte das beste 
Resultat der gesamten Schweiz. Im-
merhin 30 Prozent der Sektionen 
knackten die 1-Prozent-Marke.

Unsere bisherigen Vertreter Christa 
Markwalder, Christian Wasserfallen 
und Raphaël Comte schafften alle pro-
blemlos die Wiederwahl.

Zudem erzielten einige der 18 Top-
shots hervorragende Resultate: So 
platzierte sich Philippe Nantermod im 

Wallis auf dem ersten Ersatzplatz hin-
ter Nationalratspräsident Jean-René 
Germanier. Andrea Caroni aus dem 
Appenzell-Ausserrhoden liess seinem 
Gegner keine Chance und wurde mit 
grossem Vorsprung in den Nationalrat 
gewählt.

«Liberal bedeutet für mich: Die Freiheit liebend»
Andrea, herzliche Gratulation zu 
deiner hervorragenden Wahl in den 
Nationalrat. Wie hattest du deinen 
persönlichen Wahlkampf gestaltet, 
um dein Ziel zu erreichen?
Mein Wahlkampf stand unter dem un-
geschriebenen Motto «Andrea geht zu 
den Leuten». Ich habe daher jeden Tag 
die Begegnung mit den Ausserrhode-
rinnen und Ausserrhodern gesucht: 
Frühmorgens am Bahnhof, vormittags 
am Marktstand, mittags am Mittags-
tisch, nachmittags an der Viehschau, 
feierabends in der Beiz und nachts am 
Dorffest. Daneben haben wir natürlich 
auch die klassischen Mittel eingesetzt 
(Plakate, Inserate, Flyer, Give-Aways, 
Podien, Website, Facebook, Rund-
schreiben sowie Mund-zu-Mund-Wer-
bung). Von der Botschaft und der Ge-
staltung her waren wir positiv und 
vorwärtsgerichtet: «Ausserhoden hat 
Zukunft.»

Facebook und Co spielen eine immer 
grössere Rolle. War das auch in dei-
nem Wahlkampf der Fall?
Ja. Wir haben Facebook aktiv einge-
setzt mit einer eigenen «Fanpage». Da 
posteten wir vor allem meine diversen 
Anlässe (Einladungen und Fotos) und 
Wahlaufrufe. Wir setzten auch auf 
 einen Lawineneffekt. Am Wahltag 
hatte ich dann bis 500 «Fans». Ge-
samtschweizerisch war ich damit un-
ter den Top 20 aller Polit-Sites, und 
das im kleinen Ausserrhoden. Man 
darf die Wirkung aber auch nicht über-
schätzen.

Dein Sieg zeichnete sich am Wahl-
sonntag schnell ab. Wer hat dir am 
23. Oktober nach deiner Wahl als 
Erstes gratuliert?
Meine Familie, die mit mir im Auto 
von der Säntis-Talstation (wir hatten 
auf dem Berg übernachtet) ins 
Wahlstübli nach Herisau fuhr. Doch 
ich hab die Glückwünsche «aufge-

schoben», bis die letzte Gemeinde 
ausgezählt war. Dann waren wir im 
Wahlstübli, wo alle gleichzeitig gratu-
lierten. Einer der Allerersten dort war 
mein Mitbewerber Köbi Frei.

Bald findet deine 1. Session statt. 
Wofür möchtest du dich im National-
rat stark machen? 

Für den Liberalismus und für die Stär-
kung der Ostschweiz. In welchen kon-
kreten Themen ich dies einbringen 
werde, hängt stark von meinen Kom-
missionen ab. Meine besonderen Inte-
ressen sind die Wirtschaftspolitik, die 
Aussenpolitik, die Gesellschaftspoli-
tik und die Staatspolitik.

Du warst persönlicher Mitarbeiter 
von Bundesrat Hans-Rudolf Merz, 
Gründer der Jungfreisinnigen Appen-
zell-Ausserrhoden und nun National-
rat. Was hat dich dazu bewegt, dich 
in der Politik so intensiv zu engagie-
ren?
Ich liebe an der Politik das gemeinsa-
me Gestalten der Welt, in der wir le-
ben, sowie das Debattieren an sich. 
Zudem ist Politik enorm abwechs-
lungsreich und spannend – wie eine 
gute Fernsehserie, an der man selber 
mitschreiben kann.

Und zum Abschluss: Was bedeutet für 
dich «liberal»?
Die Freiheit liebend. Liberalismus ist 
die Überzeugung, dass unsere Ge-
sellschaft von unten nach oben auf-
gebaut ist: Im Zentrum steht der freie 
Selbstverantwortliche und Einzelne. 
Er weiss selber am besten, wie er sein 
Leben gestalten möchte. Erst wo er 
nicht mehr zugange kommt, soll die 
nächsthöhere Stufe greifen. Das ist 
zunächst die Familie, dann die Zi-
vilgesellschaft und erst dann der Staat 
– und auch der wieder von unten her-
auf.

Andrea Caroni
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engagement im FDP-wahlkampf zahlt sich aus

Blick hinter die Kulissen: wahlsonntag

Am Wahlsonntag hat sich das General-
sekretariat auf drei Standorte verteilt. 
Einerseits waren wir in den Fernseh-
studios in Zürich und Genf, anderer-
seits hatten wir ein Backoffice in Bern 
eingerichtet. Für diesen wichtigen Tag 
fanden einige Vorbereitungen statt. 
Nebst der Personalplanung wurden 
auch diverse Szenarien und Statistiken 
vorbereitet und aktualisiert.

Das Generalsekretariat ist ein ein-
gespieltes Team, und dank den Vorbe-
reitungen wusste am Wahlsonntag je-

der genau, was seine Aufgabe war. Das 
war auch gut so, denn für Absprachen 
blieb keine Zeit.

Frühmorgens wurden die wichtigs-
ten Schlagzeilen aus den Sonntagszei-
tungen zusammengetragen und be-
sprochen. Später begannen wir mit der 
Einrichtung der drei Standorte. 

Die Koordination erfolgte durch 
Telefonkonferenzen, SMS, Skype und 
E-Mail. Der ständige Austausch zwi-
schen den Standorten wie aber auch 
zwischen dem Präsidium, den Parla-

mentariern sowie den Kantonalpartei-
en war wichtig. Wir konnten so Hin-
tergrundinformationen zusammentra-
gen und unsere Vertreter für die Me-
dienauftritte optimal vorbereiten.

Ein Beispiel war die in den Medien 
viel zu früh kommunizierte mögliche 
Abwahl von Parteipräsident Fulvio 
Pelli. Als wir die Meldung erhielten, 
wurde sofort der Kontakt zur Kanto-
nalpartei im Tessin hergestellt. Es 
stellte sich bald heraus, dass diese 
Meldung keineswegs korrekt war. Via 

SMS konnten wir alle involvierten 
Personen aufklären und über den wei-
teren Verlauf informieren.

Um 23.00 Uhr fanden dann die letz-
ten Mediengespräche statt. In den Bü-
ros wurden die letzten Analysen ge-
macht, die Listen nachgetragen und 
die «Spuren» der hektischen Zeiten 
am Nachmittag beseitigt. Die Rück-
fahrt ging anschliessend Richtung 
Bern, wo man sich dann am Montag-
morgen um 8.00 Uhr zur ersten Sit-
zung traf.

Ein Blick ins FDP-Büro am Standort Zürich … … und am Standort in Bern.

Vor den eidgenössischen Wahlen vom 23. Oktober 2011 haben wir unsere Mitglieder aufgefordert, einen Wahlaufruf – unterschrieben von Parteipräsident Fulvio Pelli und dem jeweiligen 
Kantonalpartei präsidenten – an ihre Freunde und Bekannten zu versenden. Als Anreiz wurde ein Wettbewerb  lanciert, es konnten drei Wellnessweekends für jeweils zwei Personen  
in den Schweizer Bergen  gewonnen werden. Wir gratulieren den folgenden Gewinnern und danken Ihnen für Ihr Engagement (von links): Andreas Wirth, BE, Eugen Voronkov, AG, Samuel 
Grossenbacher, BE.
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Es weihnachtet …
 D ie Adventszeit hat eine 

ähnliche Spannungsstei-
gerung wie ein Wahl-

kampf: Am 1. Advent stelle ich er-
staunt fest, dass schon wieder Weih-
nachten an die Türe klopft. Am 2. 
Advent denke ich mir: «Noch kein 
Grund zur Besorgnis, Du hast noch 
Zeit, alles zu erledigen.» Am 3. Ad-
vent wird es mir etwas unbehaglich, 
weil die Frage auftaucht, ob ich 
mich denn in der letzten Woche vor-
wärts bewegt habe. Doch geht das 
schnell vergessen wegen der turbu-
lenten Woche um die Bundesrats-
wahlen in Bern – und plötzlich kün-
digt sich der 4. Advent an, und ich 

freue mich darüber, dass ich im 
Rahmen des letzten Weihnachtsver-
kaufes noch die Möglichkeit habe, 
mich am Sonntag um alle Geschen-
ke zu kümmern für meine Familie. 
Und endlich, Weihnachten ist da – 
und ich freue mich jetzt auf ein paar 
freie Tage mit meiner ganzen Fami-
lie und auf unsere schönen Berge 
und das Skifahren. Denn jetzt habe 
ich Zeit, einen Moment innezuhal-
ten, zur Ruhe zu kommen, bevor ich 
mit neuer Energie das Jahr beginne.

Michael Baumer,  
Gemeinderat Stadt Zürich und 
Präsident FDP Stadt Zürich

 D ie Adventszeit ist für 
mich mit vielen Erinne-
rungen verbunden. Wäh-

rend meiner Kindheit war dies die 
Zeit, in der ich in der Freizeit Weih-
nachtsgeschenke für Bekannte und 
Verwandte gebastelt habe. Heute 
gehört dies der Vergangenheit an. 
Dafür bin ich nun seit zehn Jahren 
in der Adventszeit jeweils damit be-
schäftigt, rund 200 Kerzen so zu 
präparieren, damit sie an der städti-
schen Weihnachtsfeier in der Kir-
che nicht nur den Tannenbaum zie-
ren, sondern dank der Verbindung 
mit Zündgarn während der Feier 
entflammt werden können. Dieses 

Spektakel bildet einen festen Be-
standteil der Weihnachtsfeier, wel-
che seit über 100 Jahren ausgerich-
tet wird. Dahinter verbirgt sich ei-
nes der ältesten Hilfswerk der Stadt 
Brugg: Die Kollekte der Feier wird 
nämlich zusammen mit zahlreichen 
Spenden jeweils dafür verwendet, 
im folgenden Jahr den Kindern aus 
Familien in prekären Verhältnissen 
einen Zustupf zu überreichen, damit 
auch sie sich zu Weihnachten etwas 
Besonderes leisten können.

Titus Meier,  
Grossrat FDP,  
Brugg AG
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Wintersession 2011

Die wichtigsten Geschäfte im Überblick
Indirekter Gegenentwurf  
zur Volksinitiative  
«gegen die Abzockerei»
Die Volksinitiative «gegen Abzocke-
rei» steht den Herausforderungen des 
internationalen Standortwettbewerbs 
völlig entgegen. Sie enthält mit ihren 
24 starren Verfassungsbestimmungen 
zu viele und kontraproduktive Staats-
eingriffe in die Unternehmensfreiheit. 
Deshalb hat das Parlament einen indi-
rekten Gegenvorschlag erarbeitet, 
welcher in der Wintersession zur Dif-
ferenzbereinigung in den National- 
und Ständerat kommt. Die FDP setzt 
sich für einen Gegenvorschlag ein, der 
die Rechte der Aktionäre als Eigentü-
mer der Unternehmen angemessen 
stärkt und die Transparenz in Vergü-
tungsfragen erhöht, ohne die unterneh-
merische Freiheit und Flexibilität un-
angemessen einzuschränken.

Via sicura. Mehr Sicherheit  
im Strassenverkehr 
Die FDP lehnt Massnahmen ab, die 
den individuellen Verkehr über Ge-

bühr behindern wollen. Sie ist der 
Meinung, dass gewisse Massnahmen 
im Paket via sicura die Tendenz erken-
nen lassen, dass der Staat besser zu 
wissen glaubt, was gut für den Bürger 
ist, als der Bürger selbst. Die FDP setzt 
sich deshalb dafür ein, in diesem 
Massnahmenpaket auch die Eigenver-
antwortung zu stärken.

Atomausstieg 
Die klare Position der FDP ist seit Mo-
naten die gleiche: Sie will keinen Neu-
bau von Kernkraftwerken mit der heu-
tigen Technologie, ein Verbot zukünf-
tiger Technologien lehnt die FDP je-
doch ab.

6. IV-Revision,  
zweites Massnahmenpaket 6 b
Die FDP-Innenminister haben seit 
2003 die Zahl der neuen IV-Renten 
fast halbiert, doch muss das strukturel-
le Defizit von jährlich knapp 1 Mrd. 
Franken abgebaut werden. Dafür for-
dert die FDP eine rasche 6. IV Revi-
sion. Die IV-Revisionen 6 a und 6 b 

wollen die IV nachhaltig sanieren. Das 
erste Massnahmenpaket 6 a, welches 
2009 von Volk und Ständen gutgeheis-
sen wurde, sah eine befristete Anhe-
bung der Mehrwertsteuersätze bis 
Ende 2017 vor. Das zweite Massnah-
menpaket 6 b will die Voraussetzungen 
schaffen, um nicht nur die Schulden-
spirale zu stoppen, sondern um Schul-
den sogar zu reduzieren. Unter dem 
Grundsatz «Arbeit muss sich lohnen» 
zielen vorgesehene Massnahmen nicht 
nur auf eine nachhaltig ausgeglichene 
Rechnung, sondern auch auf die Rück-
zahlung der IV-Schulden bis zum Jahr 
2025.

Mehrwertsteuer-Einheitssatz – 
Teil B der MWST-Revision
Die Mehrwertsteuer (MWST) gehört 
zu jenen Bereichen, in denen das Ein-
halten der staatlichen Reglementie-
rung den KMU die grössten adminis-
trativen Lasten aufbürdet. Ihre Verein-
fachung ist deshalb für eine Reduktion 
der administrativen Belastung der 
KMU zentral. In der Wintersession 

wird der Nationalrat bereits zum zwei-
ten Mal über die Einführung eines 
Mehrwertsteuereinheitssatzes sowie 
die Abschaffung der meisten Ausnah-
men beraten. Eine MWST mit einem 
einheitlichen Satz und mit wenigen 
Ausnahmen wäre für alle Beteiligten 
einfacher und günstiger in der Hand-
habung. Berechnungen gehen von 
 einem Kosteneinsparungspotenzial 
über alle Bereiche von 20 Prozent aus. 
Zudem wird mit der Streichung unge-
rechtfertigter Ausnahmen eine breitere 
Steuerbasis geschaffen, wodurch für 
viele Güter ein wesentlich tieferer 
Steuersatz möglich wird. Leider ist 
wahrscheinlich, dass die Chance für 
eine wirkungsvolle Vereinfachung der 
MWST vertan wird. Bereits beim letz-
ten Mal hat die Grosse Kammer die 
Vorlage an den Bundesrat zurückge-
wiesen mit dem Auftrag, ein Zweisatz-
modell unter Beibehaltung vieler Aus-
nahmen auszuarbeiten. Damit würde 
der ganze Effizienzgewinn hinfällig. 
Es ist wohl davon auszugehen, dass 
der Nationalrat trotzdem an seinem 
Entscheid festhalten wird. 

Bundesratswahlen
Die Bundesratswahlen für die Amts-
periode 2011–2015 erfolgen am 14. 
Dezember 2011. Die FDP-Liberale 
Fraktion tritt mit ihren beiden bisheri-
gen Bundesräten Didier Burkhalter 
und Johann Schneider-Ammann an. 

Fraktionsvorstand / 
Fraktionspräsidium
Zu Beginn der neuen Legislatur wer-
den die beiden Gremien neu- bzw. 
wiedergewählt.

Verteilung der Kommissionssitze
Nach den Wahlen werden die Sitze pro 
Fraktion in den einzelnen Kommis-
sionen des National- und Ständerats 
neu verteilt. Die Gesamtzahl der Sitze 
pro Fraktion errechnet sich aus den 
Wahlresultaten; die Feinjustierung der 
Kommissionssitze regeln die Fraktio-
nen untereinander. Für jede Kommis-
sion wird danach ein fraktionsinterner 
Leader ernannt.

Eidgenössische Volksabstimmungen vom 11. März 2012
›  Wiedereinführung der Buchpreisbindung 

Nachdem die WeKo die Buchpreisbindung verbot, soll sie nun per Gesetz wieder eingeführt werden. Die FDP 
ergriff zusammen mit den Jungfreisinnigen das Referendum gegen die Vorlage. 
Position der FDP-Liberale Fraktion: NEIN

›  Bauspar-Initiative 
Ziel ist die Förderung von selbstgenutztem Wohneigentum. 
Position der FDP-Liberale Fraktion: JA

›  Initiative «Stopp dem uferlosen Bau von Zweitwohnungen» 
Ziel ist eine Beschränkung des Anteils von Zweitwohnungen auf 20 Prozent des Gesamtwohnungsbestandes. 
Position der FDP-Liberale Fraktion: NEIN

›  Initiative «Sechs Wochen Ferien» 
Die Gewerkschaftsinitiative will in der Schweiz sechs Wochen Ferien einführen. 
Position der FDP-Liberale Fraktion: NEIN

›  Gegenvorschlag der Initiative «Für Geldspiele im Dienste des Gemeinwohls» 
Direkter Gegenvorschlag, der die Kompetenzen zwischen Bund und Kantonen bei Lotterien und Sportwetten 
neu regelt und gewährleistet, dass die Erträge für gemeinnützige Zwecke in den Bereichen Kultur, Soziales und 
Sport verwendet werden. 
Position der FDP-Liberale Fraktion: JA
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Eidgenössische Abstimmung vom 11. März 2012

Für günstige Bücher –  
gegen staatlich fixierte Buchpreise
Das überparteiliche Komitee «Nein zu 
überteuerten Büchern» unter der Füh-
rung der Jungfreisinnigen und der 
FDP hat im Juli erfolgreich das Refe-
rendum gegen die Buchpreisbindung 
ergriffen. Fast 60  000 gültige Unter-
schriften wurden an die Bundeskanz-
lei abgegeben. Die Abstimmung findet 
nun am 11. März 2012 statt. Dies hat 
der Bundesrat am 9. November ent-
schieden. Deshalb kämpfen wir gegen 
die Buchpreisbindung:

Auch der Bundesrat war der Mei-
nung, dass die Wiedereinführung der 
Buchpreisbindung nicht zielführend 
ist. Gegen seinen Willen hat das Parla-
ment das Gesetz knapp befürwortet.

Die Buchpreisbindung ist ein Preis-
diktat der Verleger. Das heisst, dass der 
Buchhändler ein Buch zum vom Ver-
leger diktierten Preis verkaufen muss. 
Dies ist ein dramatischer Eingriff in 
die Freiheit des Buchhändlers, die 
Preise selbst gestalten zu dürfen. Da-
bei ist klar, dass die Verleger kein In-
teresse daran haben, die Preise zu sen-

ken. Sie wollen ihre Gewinne mit 
staatlich legitimierten und überhöhten 
Preisen maximieren, und dies auf Kos-
ten der Leserinnen und Leser. Das Ge-
setz sieht nicht vor, dass dem Autor 
oder dem Buchhändler einen Teil die-
ser Mehreinnahmen zugutekommen 

soll. Als wäre dies nicht genug, wer-
den durch das neue Gesetz die Schwei-
zer Buchhändler im Vergleich zu den 
ausländischen Online-Anbietern ex-
plizit benachteiligt.

Stimmen Sie deshalb am 11. März 
2012 NEIN zur Buchpreisbindung!

Möchten Sie bei der Kampagne ge-
gen die Buchpreisbindung mithelfen? 
Dann melden Sie sich bei Matthias 
Leitner (leitner@fdp.ch).

Weitere Informationen finden Sie 
unter:
www.buchpreisbindung-nein.ch.

NEIN zu überteuerten Büchern: Die Befürworter der Buchpreisbindung verschweigen ihre wirtschaftlichen Interessen 
und behaupten, es gehe ihnen allein um die Förderung des Kulturgutes Buch. Hohe fixierte Buchpreise sind jedoch kein 
Mittel zur Kulturförderung sondern zur Gewinnmaximierung. Günstige Bücher sind die beste Leseförderung!

NEIN zur Plünderung des Schweizer Portmonees: Die hohe Schweizer Kaufkraft lockt Nutzniesser an wie Honig die 
Bienen. Über 90 Prozent der Bücher werden importiert, und mehr als die Hälfte des Schweizer Buchmarktes wird von 
ausländischen Grossverlagen beherrscht. Sie wollen die hohe Kaufkraft für sich nutzen. Statt Kultur wird der Einkaufstou-
rismus ins grenznahe Ausland gefördert.

NEIN zum Lädeli-Sterben im Buchhandel: Kleinere, innovative Schweizer Buchhändler haben sich längst an den freien 
Markt gewöhnt und werden durch dieses Preiskorsett in ihrer Entwicklung behindert. Da nur noch maximal 5 Prozent 
Rabatt erlaubt sind, können sie Kunden nicht mit Preisvorteilen an sich binden. Daher ist die Branche auch gespalten, was 
das neue Gesetz betrifft.

NEIN zur Diskriminierung von Schweizer Online-Händlern: Die Buchpreisbindung gilt auch für den Online-Handel. Das 
ist absurd. Dem Schweizer Zoll fehlt die rechtliche Kompetenz, jede Buchsendung aus dem Ausland zu kontrollieren. 
Während sich Schweizer Online-Händler an die hohen, fixierten Buchpreise halten müssen, kann der ausländische Online-
Anbieter die tieferen, deutschen Preise verlangen. Das wäre das Ende für jeden Schweizer Online-Anbieter.

Das überparteiliche Komitee – unter Leitung der Jungfreisinnigen und FDP – bei der Einreichung der Unterschriften für das Referendum im Juli.
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Für ein wettbewerbsrecht, das Arbeitsplätze 
schafft – aus Liebe zur Schweiz
Stefan Brupbacher, 
Generalsekretär FDP.Die Liberalen

Was hat der Unterschied zwischen Ba-
nanen * und Äpfeln mit Wettbewerbs-
recht zu tun? Viel! Die Wettbewerbs-
kommission (WEKO) muss sicherstel-
len, dass Wettbewerb herrscht. Ent-
scheidend ist dabei die Frage nach dem 
dazu relevanten Markt, und hier ist der 
Unterschied von Bananen und Äpfel 
ein schönes Anschauungsbeispiel aus 
der Realität. Sind Absprachen bei Ba-
nanen zu verbieten, weil der relevante 
Markt Bananen ist, oder sind solche 
Absprachen zulässig, weil Konsumen-
ten zwischen Bananen und Äpfeln 
wählen können und somit der relevan-
te Markt breiter gefasst, also ein ande-
rer wird? Das ist eine wirtschaftliche 
Frage – keine juristische. Dabei muss 
auch die Entwicklung eines Marktes, 
z. B. durch technologischen Fort-
schritt, einbezogen werden. Und 
schliesslich ist die volkswirtschaftli-
che Bedeutung zu beachten, denn un-
ser Ziel heisst: Arbeitsplätze dank ei-
nem guten Standort Schweiz schaffen, 
was angesichts der drohenden Wirt-
schaftskrise immer wichtiger wird.

Fragwürdige Vorgehensweise  
der WEKO
Leider bleibt die WEKO immer wie-
der in der formaljuristischen Theorie 
stecken. Statt konkret die wirtschaftli-
chen Auswirkungen von Abreden zu 
prüfen, wird anhand von Checklisten 
nach «verbotenen» Abredetypen ge-
sucht. Damit macht es sich die WEKO 
zu leicht, denn in ihrem Formalismus 
vergisst sie einerseits den Konsumen-
ten, der vom Wettbewerb letztlich pro-
fitieren soll, und andererseits auch die 
Wirkung ihrer Urteile auf die Arbeits-
plätze.

Beim Fusionsvorhaben zwischen 
Sunrise und Orange etwa glaubte die 
WEKO, dass drei Anbieter zu mehr 
Wettbewerb führen als zwei. Das 
stimmt zwar im Modell, doch im Tele-
kommarkt ist die Grösse zentral und 
das Modell nicht anwendbar. Der Zu-

sammenschluss hätte zwei starke Un-
ternehmen ergeben, die sich einen ef-
fektiven Wettbewerb geleistet hätten. 
Nun wird Orange verkauft, und Sun-
rise wird wohl der Marktmacht von 
Swisscom wenig Paroli bieten können.

Auch der Entscheid über die Glas-
faserkooperationen zwischen der 
Swisscom und den Stadtwerken wurde 
formaljuristisch entschieden. Erstens 

hat sich die WEKO nur auf Glasfasern 
als relevanten Markt beschränkt, aus-
geblendet hat sie die Kabelfernseh- 
und die drei Mobilfunknetze. Sie alle 
bieten aber ähnliche Dienstleistungen 
an und sichern so den Wettbewerb. An-
ders gesagt: Die WEKO hat nur die 
Banane gesehen. Zweitens hat sie die 
Tatsache vergessen, dass mit der Ko-
operation vier Kabel gelegt werden, 

die zwei Betreibern gehören, und ein 
unabhängiger Dritter Anbieter von 
Dienstleistungen kann zudem ein Ka-
bel mieten. Das führt zu Wettbewerb. 
Und drittens hat die WEKO nicht be-
griffen, dass der Wettbewerb nicht 
primär zwischen Glasfaserkabel statt-
findet, sondern auf der vor und nach-
gelagerten elektronischen Infrastruk-
tur sowie den auf der Glasfaser ange-
botenen Dienstleistungen.

Arbeitsplätze nicht verhindern
Der Entscheid übersieht schliesslich 
die volkswirtschaftliche Sicht. Für die 
Schweiz ist ein Glasfasernetz eine 
zentrale Infrastruktur. Im globalen 
Standortwettbewerb ist Infrastruktur 
wichtig, und hier hat die Schweiz in 
den letzten Jahren gerade gegenüber 
Asien Boden verloren. Die Koopera-
tion zwischen der Swisscom und den 
Stadtwerken bietet eine Chance, rasch 
und flächendeckend eine zentrale Inf-
rastruktur aufzubauen. Mit Milliarden-
investitionen werden so Arbeitsplätze 
in der IT- und der Baubranche sicher-
gestellt. Dass dieser WEKO-Entscheid 
am Vorabend einer Wirtschaftskrise 
Investitionen verhindert und in weni-
gen Wochen der Ruf nach Konjunktur-
programmen für die gleichen Bran-
chen absehbar ist, zeigt die Kurzsich-
tigkeit der Argumentation der WEKO. 
Dass damit auch eine Chance verpasst 
wird, dass nicht nur die Stadtzentren 
mit Glasfasernetzen ausgerüstet wer-
den, sondern dass der effektive Mittel-
einsatz auch Gelder für einen schweiz-
weiten Ausbau des Netzes ermöglicht 
und so Randregionen den Zugang zur 
technologischen Entwicklung erlaubt, 
ist den Formaljuristen der WEKO in 
ihrem Elfenbeinturm ebenfalls ent-
gangen. Fazit: Aus Liebe zur Schweiz 
braucht die WEKO mehr praktischen 
Wirtschaftsverstand statt juristische 
Theorie. 

* Der «Bananenfall» ist ein bekannter Kartell-

rechtsfall aus Deutschland, bei welchem sich  

die Frage stellte, inwiefern Konsumenten bei 

einem Kartell von Bananen auf Äpfel auswei-

chen können.

Glasfasern: Die Kommunikationsinfrastruktur der Zukunft.
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Interview mit Michael Frank, Direktor VSE

«entscheide über energiestrategien haben 
grosse gesamtwirtschaftliche Bedeutung»
Wo sehen Sie die Herausforderungen 
der künftigen Energiepolitik?
Die langfristige Versorgungssicherheit 
der Schweiz erfordert einen raschen 
Aus- und Umbau der Netze, eine Stei-
gerung der Energieeffizienz sowie der 
erneuerbaren Energien. Dafür braucht 
es in erster Linie klare Rahmenbedin-
gungen, die die notwendige Investi-
tionssicherheit bieten. Zurzeit sind 
viele Unternehmen verunsichert und 
halten sich mit Investitionen zurück.

Für die Debatte brauchen wir klare 
politische Stossrichtungen und Ziele 
und – das ist m. E. sehr wichtig – wir 
müssen die Zielkonflikte sichtbar ma-
chen und Antworten finden. Bei Ziel-
konflikten denke ich zum Beispiel an 
die Frage nach dem Stellenwert der 
Klimafrage. Wenn wir davon ausge-
hen, dass wir mittelfristig einen Teil 
des Strombedarfs mittels Gaskraft-
werken decken müssen oder dann im-
portieren müssten, ist das aus politi-
scher Sicht zu beantworten.

Der Bundesrat baut bei seinem Ent-
scheid auf dem Szenario des BFE 
(Bundesamt für Energie) auf, das 
 einen rückläufigen Stromkonsum vor-
sieht. Sollten jedoch das Parlament 
und das Volk dies anders einschätzen 
oder sollte sich das europäische Um-
feld anders entwickeln, brauchen wir 
unbedingt ein Szenario, das auch die-
ser Situation Rechnung trägt, sozusa-
gen einen Plan B. Von diesen Pla-
nungsgrundlagen sind Massnahmen 
abzuleiten und zu diskutieren. Wichti-
ge Massnahmen stellen Förderungen 
dar, die es bei neuen Technologiefor-
men durchaus braucht, jedoch sollten 
sie als Anschubfinanzierungen zeitlich 
begrenzt sein und das Ziel haben, die-
se Technologien marktfähig zu ma-
chen. Langfristig subventionsabhängi-
ge Produktionen und Industrien müs-
sen vermieden werden.

Entscheide über eine Energiestrate-
gie sind langfristiger Natur und haben 
eine grosse gesamtwirtschaftliche Be-
deutung, weshalb eine Volksabstim-

mung anzustreben ist. In dieser Dis-
kussion will sich die Strombranche, 
deren Auftrag die Sicherstellung der 
Versorgungssicherheit ist, aktiv und 
konstruktiv einbringen.

Was ist die Rolle / Aufgabe der Strom-
versorger?
Unser Grundauftrag bleibt, die Strom-
versorgung in der Schweiz sicherzu-
stellen. Der VSE als Vertreter der be-
troffenen Branche bringt seine Exper-
tise bei der Gestaltung der neuen ener-
giepolitischen Rahmenbedingungen 
ein und engagiert sich konstruktiv in 
Arbeitsgruppen des Bundes. Insbeson-
dere evaluiert der VSE in seinem Pro-
jekt «Vorschau 2012» die Potenziale 
und die Realisierbarkeit verschiedener 
Technologien und berechnet eigene 
Szenarien. 

Die Energiestrategie 2050 stellt ins-
gesamt ganz neue Herausforderungen 
an die Unternehmen. Die künftige 
Entwicklung wird vermehrt hin zur 
dezentralen Produktion führen und die 
Produktion wird zunehmend volatiler 
sein, was sich direkt auf den Um- und 
Ausbau der Netze, aber auch auf die 

Unternehmen auswirken wird. Es wird 
z. B. neue Geschäftsmodelle im Be-
reich Effizienzsteigerung geben für 
jene Elektrizitätsunternehmen, die im 
Endkundengeschäft aktiv sind.

Wird der Strom teurer?
Mittel- bis langfristig gehen wir von 
tendenziell steigenden Strompreisen 
aus, nicht zuletzt weil die Preise für 
fossile Brennstoffe steigen werden. 
Eine wachsende Bevölkerung und eine 
wachsende Wirtschaft führen letztlich 
zu steigendem Stromkonsum. Wenn 
im Jahr x 200  000 mehr Einwohner in 
der Schweiz sind, brauchen sie auch 
mehr Energie, hoffentlich möglichst 
effizient, aber letztlich mehr. Und soll-
ten zudem in Europa immer mehr Län-
der auf Importe setzen, wird dies auch 
die Strompreise beeinflussen. Der 
Umbau eines Energiesystems ist nicht 
zum Nulltarif zu haben. 

Wie steht es um das Potenzial der 
Energieeffizienz aus Sicht der Bran-
che?
Steigerung von Effizienz ist zu begrüs-
sen, in welchem Szenario auch immer. 
Dabei stehen m. E. marktorientierte 
Modelle im Vordergrund, wie es z. B. 
die Agentur der Wirtschaft seit zehn 
Jahren vorlebt und mit ihren Partnern 
CO2 und Strom einspart. Auf dieser 
Basis ist aufzubauen und entsprechen-
de Anreizsysteme zu schaffen. Reine 
planwirtschaftliche Instrumente er-
achte ich langfristig als weniger effek-
tiv und ökonomisch nicht optimal.

Effizienz führt zu tieferen Kosten 
und liegt im Interesse von Wirtschaft 
und Privaten. Dazu kann ich mir zu-
dem standardisierte Vorschriften zur 
Erhöhung der Energieeffizienz und 
Förderungsmassnahmen insbesondere 
im Gebäude-, Geräte und Mobilitäts-
bereich vorstellen. Das eröffnet den 
Elektrizitätsunternehmen neue Ge-
schäftsmodelle, weg vom reinen Ver-
teiler hin zum Energiedienstleister. 
Diese Chancen sollten wir nutzen. 

Was muss jetzt passieren? Die nächs-
ten Schritte?
Ein definitiver Entscheid zur künf-
tigen Energiepolitik braucht Zeit. 
Dazu benötigt es eine vertiefte Ausle-
geordnung und politische Auseinan-
dersetzung. Das entspricht gutschwei-
zerischer Tradition. Die Vor- und 
Nachteile aller Stromerzeugungstech-
nologien müssen klar, faktenbasiert 
und für alle verständlich aufgezeigt 
werden. Letztlich geht es um weitrei-
chende Entscheide für Bevölkerung 
und Wirtschaft, die mit sehr grossen 
Investitionen verbunden sind. Auch 
die Klimapolitik darf dabei nicht aus 
den Augen verloren werden. Die künf-
tige Stromversorgung in der Schweiz 
ist eine zentrale Frage in den kom-
menden Jahren, deshalb soll das 
Schweizer Stimmvolk unbedingt das 
letzte Wort haben. Damit wäre die 
höchste demokratische Legitimation 
sichergestellt. 

Dafür muss man informieren, kom-
munizieren und darstellen, was die 
Auswirkungen der verschiedenen An-
sätze sind, welche Kosten damit ver-
bunden sind und was das letztlich für 
jeden Einzelnen bedeutet. Da sind wir 
alle gefordert, der Bund, die Parteien, 
die Politik und die Branche.  Eines 
sollten wir nie aus den Augen verlie-
ren: Die Schweiz ist keine Strom insel, 
wir sind in das Energiesystem Euro-
pas eingebunden und können uns so-
mit nicht völlig frei verhalten.

Über den VSE
Der VSE ist der Branchendachver-
band der schweizerischen Elektrizi-
tätsunternehmen. Er setzt sich für 
gute Rahmenbedingungen für die 
Elektrizitätswirtschaft und eine si-
chere Stromversorgung ein, infor-
miert die Öffentlichkeit über The-
men der Elektrizitätsbranche und 
bietet seinen Mitgliedern zahlreiche 
Dienstleistungen an.

Michael Frank



14 Nr. 6 / 2011

Fraktion

weiterhin Frauenpower aus St. Gallen
Der Wahlsonntag liegt hinter uns. Zu Beginn der neuen Legislatur darf die FDP-Liberale Fraktion 
neue Mitglieder begrüssen, wird aber auch ein paar erfahrene verabschieden müssen. Stell-
vertretend für die neuen und abtretenden Parlamentarier/-innen geben die beiden St. Gallerinnen 
Erika Forster und Karin Keller-Sutter Auskunft. Sie blicken zurück respektive in die Zukunft.

Die neugewählte St. Galler Ständerätin Karin Keller-Sutter (links) zusammen mit ihrer Vorgängerin Erika Forster.
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Karin Keller-Sutter

Was bedeutet Ihnen die glanzvolle 
Wahl in den Ständerat?
Ich freue mich sehr darüber und danke 
dem St. Galler Souverän für das grosse 
Vertrauen. Ich fühle mich sehr breit 
abgestützt und getragen.

Wofür wollen Sie sich als Ständerätin 
einsetzen? Worauf freuen Sie sich am 
meisten?
Ich werde sicher eine klassische Stan-
desvertreterin sein, die Fragen des Fö-
deralismus und der Aufgabenteilung 
zwischen Bund und Kantonen hoch 
gewichtet. Ein besonderes Gewicht 
werden auch die Investitionen in die 
Verkehrsinfrastruktur haben. Dabei 
sind heftige Verteilkämpfe zu erwar-
ten. St. Gallen und die Ostschweiz 
müssen an die Zentren der Schweiz 
und das benachbarte Ausland ange-
bunden bleiben. Dies ist für den Wirt-
schaftsraum Ostschweiz zentral, wenn 
wir Arbeitsplätze und Wohlstand be-
halten wollen. Gerne werde ich auch 
meine praktische Erfahrung einbrin-

gen, wenn es um die Revision des 
Straf- oder Ausländerrechts geht.

Zudem freue ich mich besonders 
auf die Zusammenarbeit mit den Stän-
deräten, die ich bereits aus der Regie-
rungsarbeit kenne, etwa Martin 
Schmid oder Joachim Eder. 

Wie wollen Sie Ihr neues Leben als 
Ständerätin zwischen St. Gallen und 
Bern organisieren?
Ich werde zunächst mein Mandat als 
Regierungsrätin und Regierungspräsi-
dentin ordentlich abschliessen und an 
meinen Nachfolger übergeben. Dann 
ist auch meine Nachfolge als Präsiden-
tin der KKJPD zu regeln. Daneben gibt 
es einige praktische Fragen wie Unter-
kunft und Büroinfrastruktur zu lösen.

Welche Wünsche haben Sie für die 
neue Fraktion?
Ich hoffe auf gründliche und konstruk-
tive Diskussionen. Als langjährige Re-
gierungsrätin werde ich mich zuerst 
daran gewöhnen müssen, Mitglied 
 einer Fraktion zu sein. Ich bin ge-
spannt auf diesen «Seitenwechsel». 

Inhaltlich wird die kommende Legis-
latur für die freisinnige Fraktion eine 
grosse Herausforderung. Es geht dar-
um, Wohlstand, Sicherheit und Unab-
hängigkeit unseres Landes zu bewah-
ren. Der starke Franken zeigt, wie sehr 
unser Werkplatz unter Druck geraten 
kann. Wir müssen deshalb für unsere 
Trümpfe kämpfen. So darf der bilate-
rale Weg nicht aufs Spiel gesetzt wer-
den. Unser liberales Arbeitsrecht muss 
erhalten bleiben. Lohn- und Energie-
kosten dürfen nicht verteuert werden.

Aufgewachsen ist Karin Keller-Sutter 
in Wil und Neuchâtel. Sie hat eine 
Ausbildung als Dolmetscherin absol-
viert. Von 1997 bis 2000 war sie Präsi-
dentin der FDP St. Gallen. In Wil hatte 
Karin Keller-Sutter das Amt als Ge-
meinderätin und Gemeinderatspräsi-
dentin inne.

Seit 2000 ist Karin Keller-Sutter St. Gal-
ler Regierungsrätin. Sie ist Vorsteherin 
des Sicherheits- und Justizdeparte-
ments und hat sich als Regierungsrä-
tin unter anderem dafür eingesetzt, 

dass der Kanton St. Gallen bei der Be-
kämpfung häuslicher Gewalt eine Pio-
nierrolle einnimmt. Gleichzeitig wurde 
die sichtbare Polizeipräsenz erhöht. 
Die Arbeit der Justizdirektorin lässt 
sich unter dem Motto «Mehr Sicher-
heit – weniger Gewalt» zusammenfas-
sen. Weiter ist sie Präsidentin der 
Konferenz der Kantonalen Justiz- und 
Polizeidirektorinnen und -direktoren. 

Am 23. Oktober ist Karin Keller-Sutter 
glanzvoll für den Kanton St. Gallen in 
den Ständerat gewählt worden.

Erika Forster

Welches war Ihr grösster Erfolg in 
Bundesbern?
Vorausschicken möchte ich, dass er-
folgreiche Lösungen selten von Ein-
zelpersonen erarbeitet, höchstens an-
gestossen werden. Erfolgreich ange-
stossen habe ich den verfeinerten Ri-
sikoausgleich im Rahmen der neuen 
Spitalfinanzierung. Dank stetiger Zu-
sammenarbeit mit Kolleginnen und 
Kollegen der eigenen Partei, wie über 
die Parteigrenze hinweg, konnten 
mehrheitsfähige Vorlagen für den 
UNO-Beitritt, Verbesserungen für die 
KMU z. B. durch die Revision der Un-
ternehmenssteuern, ein neues Schei-
dungsrecht und die Managed-Care-
Vorlage erarbeitet werden.

Wen oder was werden Sie am meisten 
vermissen?
An unserer Gesetzgebung auf schwei-
zerischer Ebene mitzugestalten, ist 
eine spannende Aufgabe, insbesondere 
in den Kommissionen, wo um Lösun-

gen gerungen wird. Ich hatte das Pri-
vileg, in fast allen Kommissionen des 
Ständerates mitzuwirken und während 
eines Jahres den Ständerat zu präsidie-
ren. Das hat mir Gelegenheit gegeben, 
auch internationale Kontakte mit ande-
ren Parlamentspräsidien zu knüpfen. 
Vermissen werde ich sicher die vielen 
interessanten Begegnungen und Ge-
spräche im Bundeshaus, die Zusam-
menarbeit mit den kompetenten Mitar-
beitenden der Verwaltung und natür-
lich auch all die Menschen, zu denen 
ich innerhalb und ausserhalb der Partei 
in den vielen Jahren eine freundschaft-
liche Beziehung entwickelt habe. 

Wie sehen Ihre Zukunftspläne aus?
Ich werde mich vermehrt den Verwal-
tungsratsmandaten, insbesondere in 
unserer Unternehmung, widmen.

Haben Sie Tipps für die neuen Frak-
tionsmitglieder?
Die brauchen sie, als erfolgreiche kan-
tonale Parlaments- oder Regierungs-
mitglieder, gewiss nicht. Die Grundla-

ge, um sich Gehör zu verschaffen und 
Mehrheiten zu bilden, liegt in Bern 
wie anderswo im aufmerksamen Zu-
hören, sich über die Parteigrenzen hin-
weg zu vernetzen und mit grossem 
Einsatz auf ein Ziel hinzuarbeiten. 

Welche Wünsche hegen Sie für die 
neue Fraktion?
Dass sie die erfolgreiche Politik der 
Freisinnigen hartnäckig fortsetzt und 
dass es ihr vor allem gelingt, die Erfol-
ge dieser Arbeit noch besser als in den 
letzten Jahren nach aussen zu tragen.

Erika Forster startete ihre politische 
Karriere mit ihrer Wahl in den Grossen 
Gemeinderat der Stadt St. Gallen. 1982 
präsidierte sie diesen als erste Frau. 
Von 1988 bis 1995 war sie Mitglied des 
Grossen Rates des Kantons St. Gallen, 
den sie zum Abschluss ebenso präsi-
dierte. Seit 1995 vertrat sie den Kanton 
St. Gallen im Ständerat in Bern. 
2009/2010 war Erika Forster Präsiden-
tin des Ständerates. Als Fraktions-Vi-

zepräsidentin ist sie ausserdem Mit-
glied des Vorstands der FDP.Die Libe-
ralen. Sie gehörte unter anderem auch 
dem FDP-Energieausschuss an. Erika 
Forster ist zudem Präsidentin der Stif-
tung Landschaftsschutz Schweiz (SL) 
und Mitglied des Vorstandes des Ver-
eins «Minergie». Nach ihrem Ab-
schied aus der nationalen Politik will 
sie sich auf diese und weitere Manda-
te konzentrieren.
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Ausserdem danken und verabschieden wir:

Vier abtretende Parlamentarier verraten, was sie am meisten bewegt hat

Au revoir

Marianne Kleiner (NR / AR)
Auf der Sachebene, dass ich mithelfen 
konnte, den Bundeshaushalt zu sanie-
ren und Schulden abzubauen, sowie 
die unverantwortlichsten Ausbaupläne 
in den Sozialversicherungen zu ver-
hindern. Auf der persönlichen Ebene, 
dass es mir als Vizepräsidentin und als 
Interimspräsidentin gelang, die FDP in 
ihren schwierigsten Phasen zu unter-
stützen und zu stabilisieren. Besonders 
stolz bin ich, dass das liberale Appen-
zell Ausserrhoden nach wie vor der 
einzige Kanton ist, der 100 Prozent 
FDP-Parlamentarier nach Bern sendet!

Peter Briner (SR / SH)
Ich freue mich, dass es mir gelungen 
ist, mit dem Parlamentarischen Verein 
Schweiz–USA einen regelmässigen, 
unbürokratischen Kontakt zum US-
Kongress aufzubauen. Zusammen  
mit dem US-Congressional Caucus 
Friends of Switzerland, bei dessen 
Gründung wir dabei sein konnten, gibt 
es nun auf Parlamentarier-Ebene eine 
Plattform, wo wir unsere jeweiligen 
Positionen erklären und vertreten kön-
nen. Das trägt zum gegenseitigen Ver-
ständnis bei.

Rolf Schweiger (SR / ZG)
Das schönste Erlebnis war wohl meine 
Wahl zum FDP-Präsidenten an der DV 
in Chur, wo ich förmlich die Hoffnun-
gen spürte, die man in mich setzte. Sie 
schliesslich nicht erfüllen zu können, 
bedaure ich noch immer.

Edi Engelberger (NR / NW)
Besonders erfreut war ich, dass mit 
meiner Wahl 1995 zum Nationalrat, 
nach 123 Jahren endlich wieder ein-
mal ein «Nidwaldner Liberaler» in 
Bern wirken konnte. In diesen 16 Jah-
ren habe ich mich sehr erfolgreich 
auch für die Interessen meines Kan-
tons eingesetzt. Darauf bin ich stolz!

Brunschwig Martine GE

Leumann Helen LU

Büttiker Rolf SO

Marty Dick TI

Caviezel Tarzisius GR

Messmer Werner TG

Favre Charles VD

Perrinjaquet Sylvie NE

Flück Peter BE

Ruey Claude VD Triponez Pierre BE

Forster-Vannini Erika SG

Gysin Hans Rudolf BL
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Unter Freisinnigen

Bundesrat Johann Schneider-Ammann auf Wirtschaftsmission in Brasilien und Chile

Die zukunft liegt auch in Südamerika
Ich wurde gebeten, einmal näher über eine Wirtschaftsmission zu berichten. Darum möchte ich Sie, 
liebe Freisinnige, kurz über meinen letzten Arbeitsbesuch in Südamerika informieren. Diese Reise 
nach Brasilien und Chile liegt bereits ein paar Tage zurück. Die Tage in Südamerika waren äusserst 
interessant und erfolgreich. Insgesamt traf ich sechs Minister, vier in Brasilien und zwei in Chile. 
Dazu kamen Gespräche mit dem Vize-Gouverneur von São Paulo und mit der Spitze des Industrie-
verbandes dieses brasilianischen Bundesstaats, der von grösster wirtschaftlicher Bedeutung ist. 

Wir waren bei den richtigen Leuten 
und konnten die Handelsbeziehungen 
zwischen der Schweiz und den beiden 
Ländern festigen. Der riesige Schwel-
lenmarkt Brasilien dürfte für unsere 
Aussenwirtschaft und damit für die 
hiesigen Arbeitsplätze eine stets wich-
tigere Rolle spielen. Und Chile, «die 
Schweiz Südamerikas», gibt sich als 
Plattform und Investitionsdestination 
zum Aufziehen von Aktivitäten über 
den ganzen Kontinent. Die ansässigen 
Schweizer Unternehmer, die wir auf 
unserer Botschaft trafen, bestätigten 
die vielen Vorteile. Kurz: Südamerika 
war eine Reise wert! Zu Gunsten der 
Schweizer Wirtschaft.

Die Wirtschaftsmission dauerte 
vom 12. bis am 18. Oktober 2011. Da-
bei begleiteten mich rund 20 Wirt-
schaftsvertreterinnen und -vertreter 
sowie zwei Regierungsräte. Wie läuft 
ein solches Programm ab? Zum Auf-
takt des Besuchs, am 13. Oktober, 
führte ich in Brasilia offizielle Gesprä-
che mit Wirtschaftsminister Pimentel, 
Bildungsminister Haddad, Wissen-
schaftsminister Mercadante sowie 
Aussenminister Patriota. Am Mittag 
lud der nationale Industrieverband 
CNI die gesamte Delegation zum Ar-
beitsessen ein, an dem auch Wirt-
schaftsminister Pimentel teilnahm. 
Am zweiten Tag begab ich mich nach 
São Paulo. Hier stand der Kontakt mit 
Wirtschaftsvertretern im Vordergrund. 
An einem Anlass zum Thema Wäh-
rungsschwankungen, der vom dorti-
gen Wirtschaftsverband FIESP in en-
ger Zusammenarbeit mit dem Swiss 
Business Hub durchgeführt wurde, 
sprach ich über Herausforderungen 
und Massnahmen in Bezug auf den 
starken Franken. Weiter nahm ich an 
einer Veranstaltung zur Förderung des 

Schweizer Tourismussektors teil. Zum 
Abschluss des Brasilienteils der Reise 
besuchte ich mit meiner Delegation 
die Firma Sulzer. 

Mit dem Besuch der Firma Clariant 
startete der zweite Teil der Wirtschafts-
mission in Chile. Anschliessend traf 
ich während meiner Kurzvisite in der 
Hafenstadt Valparaíso den dortigen 
Bürgermeister zum Mittagessen. Die 
offiziellen Gesprächen in der Haupt-
stadt Santiago standen am nächsten 
Tag auf der Agenda: Am 17. Oktober 
traf ich Wirtschaftsminister Longueira 
und Aussenminister Moreno. 

Beziehungspflege  
mit wichtigen Partnern
Von meinem Besuch in Südamerika 
ziehe ich eine positive Bilanz. Brasi-
lien entwickelt sich stark. Noch haben 

wir leider wenige Wirtschaftsabkom-
men mit diesem Land (kein Freihan-
delsabkommen, kein Investitions-
schutzabkommen, kein Doppelsteuer-
abkommen). In Brasilien brachte ich 
daher das Thema Freihandelsabkom-
men bei allen Gelegenheiten vor. Im 
Bereich Doppelbesteuerung braucht 
es auch Fortschritte. Es ist somit umso 
wichtiger, die Beziehungen auf allen 
Stufen zu pflegen. In den Bereichen 
Berufsbildung und trilaterale Ent-
wicklungszusammenarbeit besteht 
zudem auch Erweiterungspotenzial. 

Mit Chile sind die Wirtschaftsbe-
ziehungen ausgezeichnet. Wir haben 
seit 2004 ein Freihandelsabkommen, 
seit letztem Jahr ein Doppelbesteue-
rungsabkommen, und seit 1999 ein 
Investitionsschutzabkommen. In Chi-
le ging es darum, die schon sehr guten 

Wirtschaftsbeziehungen noch zu ver-
bessern. 

In beiden Ländern war es mir eines 
der wichtigsten Anliegen, mit den ent-
sprechenden Ministern die Beziehun-
gen zu vertiefen und den schweizeri-
schen Unternehmen die Möglichkeit 
zu geben, ebenfalls neue Kontakte zu 
knüpfen. Die Wirtschaftsmission in 
Brasilien und Chile war die dritte in 
diesem Jahr, nach Indien und Russ-
land. Die Verbesserung der Wirt-
schaftsbeziehungen zu den künftigen 
Wachstumsmärkten ist für ein Export-
land wie die Schweiz von absoluter 
Notwendigkeit. Genau darum sind 
Wirtschaftsmissionen in diesen Län-
dern so wichtig.

So haben wir mit Hongkong und 
Montenegro 2011 umfassende Frei-
handelsabkommen unterzeichnet. Mit 
China haben wir die Verhandlun- 
gen für ein Freihandelsabkommen 
Schweiz–China am WEF 2011 lan-
ciert. Die formelle Eröffnung eines 
Abkommens mit der Zollunion Russ-
land-Belarus-Kasachstan haben wir 
am 23. November 2010 in Genf (Mi-
nistertreffen EFTA) begonnen. Mit 
Indien laufen die Verhandlungen. Wir 
hoffen, in den nächsten Monaten ab-
zuschliessen. Mit Vietnam schliess-
lich haben wir Machbarkeitsstudien 
abgeschlossen. Die Verhandlungen 
sind in Vorbereitung.

Jedes Freihandelsabkommen eröff-
net neue Märkte. Gerade heute, mit 
den bekannten Problemen in Europa, 
brauchen wir diese Märkte. Ich mache 
mit meinen Aktivitäten weiterhin alles 
dafür, diese für unsere Wirtschaft zu 
öffnen.

Ihr Bundesrat  
Johann Schneider-Ammann

Die Währungsschwankungen, denen Brasilien und die Schweiz gegenüberstehen, sind 
Thema einer Konferenz in São Paulo. Bundesrat Johann N. Schneider-Ammann erläuterte in 
seiner Rede Herausforderungen und Massnahmen in Bezug auf den starken Franken.
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Dank an alle Mitglieder für die Unterstützung

enttäuschende wahlresultate,  
aber auch einige Lichtblicke
Unser Wahlresultat enttäuscht, auch wenn wir mit 15,1 Prozent weiterhin klar drittstärkste Partei 
bleiben. Neben Schatten gab es aber auch Lichtblicke mit Sitzgewinnen in verschiedenen Kantonen. 
Das zeigt, wie wir zum Erfolg zurückfinden. Für die Kantonalparteipräsidenten ist deshalb klar, dass 
am Kurs als liberales Original rechts der Mitte ebenso wenig geändert wird wie an der Fokussierung 
auf die Themen Arbeitsplätze, Sozialwerke und Bürokratie-Stopp. 

Vincenzo Pedrazzini, 
Wahlkampfleiter FDP.Die Liberalen

Alle Medien hatten der FDP ein Wahl-
desaster vorausgesagt. Verloren haben 
wir tatsächlich – die Bundeshausfrak-
tion wird zirka fünf Sitze weniger zäh-
len. Das ist enttäuschend. Doch verlo-
ren haben alle etablierten Parteien. 
SVP, FDP, CVP, SP und Grüne verlo-
ren alle an die neuen Mitteparteien, 
deren Programm entweder ein attrak-
tiver Name (glp) oder eine Bundesrä-
tin (BDP) ist und die nun auf je zirka 
5 Prozent Wähleranteil kommen. 
Noch stehen einige Ständeratswahlen 
an. Eine erste Bilanz kann aber gezo-
gen werden. 

Garstiges Umfeld
Die Ausgangslage für die FDP war 
schwierig. Erstens bestimmten externe 
Krisen (Bankenkrise, Fukushima) das 
Interesse der Wähler. Gerade Fukushi-
ma war für die FDP, welche Technolo-
gie als Schlüssel zur Lösung gesell-
schaftlicher Probleme anpreist, nega-
tiv. Zweitens machten mit glp und 
BDP zwei neue, unbelastete Parteien 
Konkurrenz. Drittens warnte die FDP 
zwar seit 2010 vor den Folgen der 
Schuldenkrise Europas, diese begin-
nen aber erst jetzt – nach den Wahlen 
– mit Arbeitsplatzabbau richtig spür-
bar zu werden. Schliesslich müssen 
wir gegen enorme Vorurteile der Me-
dien kämpfen. Diese blendeten Tatsa-
chen aus: dass die FDP in neun der 
letzten zehn Jahren die wirksamste 
Partei im Parlament war und wir die 
KMU-freundlichste ebenso wie libe-
ralste Partei sind. Fazit: Der Kampf für 
Tatsachen und gegen Vorurteile 

braucht neben der bereits in den ver-
gangenen Jahren klaren Positionie-
rung gegen Exzesse in der Wirtschaft 
vor allem Zeit und Stehvermögen. 

Gemeinsamer Wahlkampf 
gelungen
Gemäss Umfragen machte die FDP 
den zweitbesten Wahlkampf. Das wur-
de neben dem enormen Einsatz unse-
rer Mitglieder und Kandidaten durch 
das konsequente Umsetzen der Lehren 
aus den Wahlen 2007 ermöglicht. 
2008 beschloss die Delegiertenver-
sammlung einen national einheitli-
chen Auftritt von Webseiten bis zu 
Wildplakaten, eine Mitgliederdaten-
bank und einen Wahlkampffonds. Von 
Genf bis Rorschach sind die FDP-
Plakate und unser Leitspruch «Aus 
Liebe zur Schweiz» aufgefallen. Dank 
Adressdatenbank erfolgte die Schluss-

mobilisierung per Mail erfolgreich 
und dank dem Wahlkampffonds hatten 
wir 2011 knapp 0,7 Millionen Franken 
zusätzliche Mittel für den Wahlkampf. 

Rolle der Listenverbindungen
Die Rolle der Listenverbindungen 
wurde im Vorfeld der Wahlen stark 
diskutiert. Tatsächlich verlor die FDP 
drei Sitze an fragwürdige Listenver-
bindungen kleiner Mitteparteien (z. B. 
TG), welche sich hemmungslos von 
links bis zur nationalkonservativen 
EDU ins politische Lotterbett (z. B. 
glp in BS, AG und GR) legten. Listen-
verbindungen mit diesen Parteien und 
der CVP hätte nicht Verluste verhin-
dert, aber mehr Sitzgewinne ermög-
licht; nichts gebracht hätten Listenver-
bindungen mit der SVP. Ob die FDP 
sich generell für eine Beschränkung 
der Listenverbindungen einsetzen 
soll, wird die Parteipräsidentenkonfe-
renz prüfen. 

Positionierung stimmt
Die Positionierung als liberales Origi-
nal rechts der Mitte war richtig und ist 
eine Investition in die Zukunft. Kurz-
fristig erschwerte dies wegen der Bun-
desratswahl Listenverbindungen mit 
der BDP, doch die Strategie der CVP 
als Steigbügelhalterin von BDP und 
glp hat sich bereits als Bumerang er-
wiesen. Zudem erhält die FDP von 
Mitteparteien und der SVP gleich vie-
le Panaschierstimmen, was die unab-
hängige Positionierung auch als zu-
kunftsweisend bestätigt. Die SVP wird 
wegen neuer Parteien am rechten Rand 
nationalistischer werden, wovon wir 
ebenso profitieren können wie vom 
Abdriften der neuen Mitte nach links. 

An Kernthemen festhalten
Auch thematisch soll an den Kernthe-
men festgehalten werden. Heute be-
ginnt man wieder zu wissen, wofür die 
FDP steht – für mehr Arbeitsplätze, 

Vincenzo Pedrazzini

Wählerstromanalyse aufgrund der Parteistärken 
und der Positionierung auf der Links-Rechts-Achse
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sichere Sozialwerke und weniger Bü-
rokratie. In all diesen Bereichen hat 
sich die FDP als glaubwürdigste bür-
gerliche Partei positionieren können. 
Diesen Weg müssen wir fortsetzen, um 
die Marke FDP.Die Liberalen noch 
klarer zu profilieren und zu stärken. 
Das schliesst aber nicht aus, dass die 
Konkretisierung der Kernthemen auf 
die in den kommenden Jahren zentra-
len Herausforderungen notwendig ist.

Erfolgreich war auch die Abgren-
zung gegen rechts mit klaren Posi-
tionsbezügen in der Aussen- (Ja zu 
den Bilateralen, Nein zur EU) und Mi-
grationspolitik. Zusammen mit guten 
Botschaftern wurde die Abwanderung 
zur SVP seit 2010 gestoppt. Hingegen 
konnten wir unsere Umweltpolitik – 
unabhängig von Fukushima – zu 
schlecht vermitteln. Hier muss sich 
unsere Partei in den kommenden Jah-
ren mit liberalen Vorschlägen statt 
Anbiederung an die Lösungen von 
Links verbessern und unsere Positio-
nen besser mit der Arbeitsplatz- und 
der Bürokratiefrage verbinden. 

Herausforderungen
Die konkreten Massnahmen werden in 
den kommenden Woche präzisiert. Die 
Baustellen sind bessere Kommunika-
tion und Medienkompetenz der Partei 
wie der Mandatsträger, die noch stär-
kere Unterstützung für die Sektionen, 
damit alle Ortsparteien lebendig und 
leidenschaftlich die Bürgerinnen und 
Bürger von der liberalen Politik über-
zeugen können, sowie Nachwuchsför-
derung. Zudem gilt es die Parteispitze 
neu zu besetzen. Fulvio Pelli tritt nach 
sieben Jahren nicht mehr zur Wieder-
wahl an – statutarisch ist das Präsi-
dialamt sowieso auf acht Jahre be-
schränkt. An der Delegiertenversamm-
lung vom 17. März werden sich die 
Kandidierenden präsentieren; die 
eigent liche Wahl wird nach einer 
Wahlkampftour in den Sektionen an 
der Delegiertenversammlung vom 21. 
April 2011 erfolgen. 

Dank an alle Kandidierenden  
und Helfer/-innen
Leistung lohnt sich auch im Wahl-

kampf. In einigen Kantonen konnte 
die FDP Wähleranteile gewinnen 
(Neuenburg, Wallis, Schwyz) und in 
anderen Mandate (Schwyz, Zug und 
einen Ständerat in Graubünden). Diese 
Erfolge waren vor allem dank dem 
enormen Einsatz der Kandidaten und 
Parteimitglieder möglich. Viele hun-
dert Stunden haben all diese Personen 
auf Freunde und Familien verzichtet 
und für unsere Partei und eine liberale 
Schweiz investiert. 

Dieses Engagement lohnt sich nicht 
immer – aber es kann sich lohnen: So 
deklassierte der 31-jährige Andrea Ca-
roni den amtierenden SVP-Regie-
rungsrat Köbi Frei um Längen und 
verteidigte so erfolgreich den einzigen 
Appenzeller Nationalratssitz. Obwohl 
Andrea Caroni in den letzten drei Jah-
ren in Bern arbeitete und in Harvard 
studierte, erreichte er dieses Resultat, 
indem er in den letzten Monaten täg-
lich an allen möglichen Anlässen und 
in jedem Restaurant und Verein des 
Kantons auftrat. Appenzell ist nicht 
die Schweiz, doch wir müssen und 

wollen generell mehr zum Bürger und 
zu den Bürgerinnen. Wir müssen den 
Mut zum Gang auf die Strasse haben, 
sei es bei Unterschriftensammlungen 
oder Standaktionen. Wenn der Bürger 
im Gespräch unsere Vertreter «spürt» 
und unsere differenzierte Politik er-
klärt bekommt, gewinnen wir sein 
Vertrauen. 

Nach einem intensiven Wahlkampf 
mit unzähligen Begegnungen mit Kan-
didierenden und Mitgliedern weiss 
ich, dass unsere Partei die besten Köp-
fe hat, dass wir zum Anpacken bereit 
sind und Verantwortung für unser ein-
zigartiges Land tragen wollen. Trotz 
gesamthaft enttäuschenden Resultaten 
müssen wir nun dieses Feuer für libe-
rale Ideen weitertragen und entfachen. 
Zuerst in kommunalen und kantonalen 
Wahlen und dann 2015 in den nächs-
ten Nationalratswahlen. Auf den Wah-
len 2011 lässt sich aufbauen. Ich freue 
mich auf die weitere gute Zusammen-
arbeit – aus Liebe zur Schweiz!
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Dieser smartspider ergibt sich aus den Spidern aller Parlamentarier für die Legislatur 
2011–2015. QUELLE: SMARTVOTE.CH
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Bundesratswahlen, Konkordanz, Ansprüche: 
eine Auslegung
Am 14. Dezember finden Gesamterneuerungswahlen für den Bundesrat statt. Schon jetzt fliegen  
die Fetzen, und die Politologen und selbsternannten Experten geben ihre Meinung zum Besten oder 
Zweitbesten. Zeit für eine sachliche Auslegung.

Tatsächlich hat die Schweiz ein welt-
weit einzigartiges Regierungssystem 
mit Initiativen, Referenden und eben 
der Konkordanz. Diese drei Faktoren 
stehen in einem stabilen Verhältnis zu-
einander, sie halten das ganze System 
in einer Balance und lassen es wie ein 
Schweizer Uhrwerk laufen. Doch wird 
einer dieser Faktoren verändert, wird 
das ganze System verändert. Bevor 
man sich also über die Ausgestaltung 
der Konkordanz Gedanken machen 
kann, muss man sich die Fragen stel-
len, warum es diese Konkordanz über-
haupt braucht.

Aus den eingangs erwähnten Punk-
ten wird ersichtlich, dass es um Stabi-
lität geht. Initiativen und Referenden 
sind in unserem Politsystem starke In-
strumente, Impulse zu geben. Aber sie 
können unser System auch blockieren. 
Ziel der Konkordanz ist es nun, genau 
solche Blockaden zu verhindern, da 
die Bundesräte ihre eigenen Parteien 
überzeugen können, Kompromisse 
mitzutragen. Der Sinn der Konkor-
danz ist also, dass die stärksten Partei-
en und Kräfte gleichmässig in die Ent-

scheidungen, Kompromisse und Prob-
lemlösungen eingebunden werden.

Definition Konkordanz
Mit diesem Ziel im Hintergrund kann 
man sich nun Gedanken machen, wie 
die Konkordanz ausgestaltet sein soll. 
Konkordanz bedeutet nicht die Einbin-
dung aller Kräfte. Tatsächlich vertra-
ten die vier stärksten Parteien 1991, 
welche auch gleichzeitig im Bundesrat 
Einsitz nahmen, zusammen gerade nur 
69,4 Prozent des Parlamentes. Das 
heisst, arithmetische Konkordanz be-
deutet nicht die Einbindung aller, son-
dern nur der stärksten Parteien. Jedoch 
müssen mindestens zwei Drittel des 
Parlamentes durch den Bundesrat ab-
gebildet werden, sonst drohen Blocka-
den. In der Konsequenz bedeutet das 
auch, dass irgendwelche Allianzen 
oder Blöcke nicht zur «Berechnung» 
gezogen werden können.

Konkordanz heisst also die gleich-
mässige Einbindung der stärksten Par-
teien. In der Folge bedeutet dies, dass 
die drei wählerstärksten Parteien je 
zwei Sitze haben, während die viert-

stärkste Partei einen Sitz hat. Damit 
wären 72,7 Prozent des Parlamentes 
im Bundesrat abgebildet.

Andere Systeme sind instabil
Die Folgen dieser Überlegungen liegen 
auf der Hand: Die BDP hat mit 5,4 Pro-
zent nach den Regeln der Konkordanz 
keinen Anspruch auf einen Bundes-
ratssitz. Es ist natürlich schade, wenn 
man gewählte Mitglieder der Landes-
regierung nicht mehr bestätigen kann. 
Schlussendlich geht es aber im Bun-
desrat nicht um Personalentscheide, 
sondern um die Stabilität des Systems. 
Das heisst in anderen Worten, Stabili-
tät bedeutet nicht Stabilität in der per-
sonellen Zusammensetzung, sondern 
in der institutionellen Ausgestaltung. 
Die Konkordanz und somit die Stabili-
tät in unserem Land zu bewahren heisst 
auch, eine Absage an irgendwelche 
Systemwechsel zu erteilen, so z. B. der 
Volkswahl des Bundesrates. 

Schaut man sich in Europa um, so 
sieht man verschiedenste Regierungs-
systeme. Die meisten haben eines ge-
meinsam: Sie sind notorisch instabil. 
Opposition und Regierungsparteien 
liegen sich in den Haaren – Auseinan-
dersetzungen, Proteste und Streit sind 
die Folgen. Anders in der Schweiz, wo 
die Konkordanz einer der Grundpfei-
ler der Stabilität ist.

Unser Ziel heisst Konkordanz
Die Schweiz steht an der Schwelle 
 einer Wirtschaftskrise: In vielen Un-
ternehmen kommt es zu Entlassungen. 
Doch gerade in solch schweren Zeiten 
war Stabilität für unser Land schon ein 
zentraler Erfolgsfaktor. Das ist auch 
heute nicht anders: Nur dank stabilem 
Regierungssystem wird die Schweiz 
auch diese kommende Krise besser als 
andere Staaten überwinden können 
Deshalb sind bei den kommenden 
Bundesratswahlen Experimente fehl 

am Platz: An der Konkordanz als 
Grundpfeiler des Schweizer Erfolgs-
weges soll nicht gerüttelt werden.

Daraus resultiert in letzter Konse-
quenz auch die klare Haltung der FDP.
Die Liberalen: Nach den Wahlen vom 
23. Oktober ist unsere Partei die dritt-
stärkste Partei und stellt Anspruch auf 
zwei Bundesratssitze. Wir stehen also 
weiterhin zur Konkordanz und werden 
uns auch am 14. Dezember daran hal-
ten, falls dies die anderen Parteien tun. 
Folglich ist das oberste Ziel für unsere 
Fraktion, unsere beiden Bundesräte zu 
bestätigen. Beide leisten hervorragen-
de Arbeit und neigen, im Gegensatz zu 
anderen Mitgliedern der Landesregie-
rung, nicht zu Effekthascherei.

Die Konkordanz bringt der Schweiz 
sehr viel: politische Stabilität, sozialen 
Frieden, hohe Konfliktlösungsfähig-
keit, Problemlösungen durch Kompro-
misse und die Gewährleistung des 
Gleichgewichts zwischen Volk, Bun-
desversammlung und Bundesrat. Wa-
gen wir in dieser Zeit der Krisen keine 
Experimente!

Immer wieder wird über eine mögli-
che Volkswahl des Bundesrates dis-
kutiert. Die Folgen eines solchen Sys-
temwechsels wären für unser Land 
negativ. Die Konkordanz und somit 
unser bewährtes politisches System 
würden über den Haufen geschmis-
sen – Stabilität und Wohlstand wären 
akut gefährdet. Die Gründe dafür sind 
offensichtlich:

1. Würde die Volkswahl des Bundes-
rates den Populismus in der Schweiz 
verstärken, denn die Bundesräte be-
fänden sich ständig im Wahlkampf. 
Lösungsorientierte Sachpolitik wäre 

nicht mehr möglich.
2. Würden neue politische Blockaden 
drohen, wenn die Parteistärke nicht 
mehr der ausschlaggebende Faktor 
für die Zusammensetzung des Bun-
desrat wäre.
3. Würde die Schaffung von amerika-
nischen Verhältnissen drohen: Wahl-
kämpfe würden Millionen kosten, weil 
besonders viel auf dem Spiel steht. 
Das Geld dafür würde von Gewerk-
schaften, Unternehmen oder Verbän-
den kommen. Die völlige Unabhängig-
keit der gewählten Bundesräte wäre 
nicht mehr garantiert.

Drei Argumente gegen die Volkswahl des Bundesrat
Die Gefahr von Mitte-links

Der Gemischtwarenladen von CVP/
GLP/SP/GP könnte versuchen, die 
Konkordanz umzustossen. Die Folge 
wäre offensichtlich: Der Schweiz 
droht eine Mitte-Links-Regierung 
mit allen negativen Konsequenzen 
– Kostenexplosion, Steuererhöhun-
gen und politische Instabilität. In den 
90er-Jahren – als die Schweiz von 
Mitte-Links regiert wurde – stieg die 
Verschuldung von 32 bis 56 Prozent 
BIP. Gleichzeitig darf das Gerangel 
um Sitze nicht Anlass zu Allianzbil-
dung geben, denn dann würde die 
Schweiz endgültig in ein Koalitions-
Oppositionssystem abrutschen.
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Die Geschichte der Konkordanz: Die Konkordanz ist einige Jahrzehnte alt. Ursprünglich war das Schweizer Regierungssystem als «normales» Mehrheitssystem konzipiert. Die Gefahr von 
Referenden, der Föderalismus und Proporzwahlrecht führte aber im 20. Jahrhundert zum Umbau des Systems. Gerade die wachsende Macht der Wirtschaftsverbände in den Krisen der 
Dreissigerjahre machte deren Einbindung in die politischen Prozesse notwendig. Daraus resultierte die Frage der parteipolitischen Konkordanz. Diese fand ihre definitive Umsetzung in der 
Zauberformel (2/2/2/1), die bis heute (noch) anhält.
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Strategie ging auf: Kein Polittheater  
auf Kosten der Auslandschweizer
Die Schweiz hat gewählt – auch die fünfte Schweiz. Eine kleine Analyse.

Im Gegensatz zu den anderen Parteien 
ist die FDP.Die Liberalen Internatio-
nal nicht mit eigenen Listen zu den 
Wahlen angetreten. Vielmehr wurden 
ausgewählte Kandidaten in den Kan-
tonen unterstützt, von welchen gleich 
vier den Sprung ins Parlament ge-
schafft haben. Die Rechnung der FDP 
International ist also aufgegangen.

Was wählten Auslandschweizer?
Eine erste Analyse der Resultate bringt 
es zu Tage: Auslandschweizerlisten 
waren entweder erfolglos oder hatten 
mit der fünften Schweiz wenig zu tun, 
weil lokale Kleinprominenzen als 
Zugpferde auf den Listen standen. 
Ganz generell gesehen haben also alle 
Auslandschweizerlisten schlecht abge-
schnitten. Die Zeit für einen Ausland-
schweizer im Parlament scheint noch 
nicht reif zu sein. Fazit: Ausland-
schweizerlisten waren auch in diesem 
Jahr in erster Linie ein Polittheater. 
Eine der Fragen, die aus Sicht der FDP 

international am meisten interessiert 
ist, wer denn die Stimmen der Aus-
landschweizer bekommen hat. Die Er-
gebnisse im Kanton Aargau und Genf, 
wo die Auslandschweizer als eigene 
politische Gemeinde geführt werden, 
zeigen, dass Auslandschweizer nicht 
Auslandschweizerlisten sondern auch 
die Hauptlisten wählten, heisst: Aus-
landschweizer geben nicht Ausland-
schweizern ihre Stimme. Politisch ge-
winnen bei den Auslandschweizern die 
etablierten Parteien FDP, SVP, CVP 
und SP am meisten. Die Grünen kön-
nen ebenfalls auf Unterstützung der 
fünften Schweiz zählen. Die neuen 
Parteien schneiden aber schwach ab.

Erfolge für die FDP International
FDP.Die Liberalen International ging 
einen pragmatischeren Weg. Sie setzte 
nicht auf Listen, sondern auf Themen 
und Köpfe. Damit wichtige Forderun-
gen der fünften Schweiz ihren Weg in 
die nächste Legislatur finden, unter-

stützte die FDP.Die Liberalen Interna-
tional 25 ausgewählte Kandidaten in 
14 Kantonen. All diese Kandidaten 
mussten einen Bezug zum Ausland 
aufweisen. Dieser Weg hat sich ausge-
zahlt. Die Auslandschweizer haben im 
künftigen Parlament vier liberale Ver-
treter, die sich für die Anliegen der 
fünften Schweiz einsetzen wollen: An-
drea Caroni, AR, neu; Markus Hutter, 
ZH, bisher; Peter Malama, BS, bisher; 
Christian Wasserfallen, BE, bisher. 

Die Auslandschweizer unter den 
Kandidaten der FDP haben aber leider 
den Einzug ins Parlament verpasst. 
Doch die guten Resultate für Cédric 
Baecher in Bern, Samuel Lanz in Ba-
sel-Stadt und Helen Freiermuth in Zü-
rich sind der Lohn für ihren unermüd-
lichen Einsatz. Gerade die in China 
lebende Helen Freiermuth, welche im 
Kanton Zürich auf der FDP-Hauptliste 
stand, hat allen Grund, sich zu freuen: 
Sie erzielte von allen Auslandschwei-
zern mit Abstand das beste Ergebnis.

FDP.Die Liberalen International

Ein globales Netzwerk für eine 
 offene und moderne Schweiz
Samuel Lanz, Basel (Schweiz)
Helen Freiermuth, Yantai (China) 
François Baur, Basel (Schweiz) 
und Brüssel (Belgien)
Martin Silberstein, Singapur 
(Singapur)
Rudolf Wyder, Bern (Schweiz)
ex officio Stefan Brupbacher, 
FDP-Generalsekretär

Ihre Fragen oder Anregungen 
 richten Sie bitte direkt an die Vor-
standsmitglieder oder an

FDP.Die Liberalen International
Samuel Lanz
Postfach 6136
CH-3001 Bern
Tel. +41 31  320  35  35
Fax +41 31  320  35  00
lanz@fdp.ch
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Volksinitiative Bürokratie-Stopp!

Kanton PLZ Politische Gemeinde

Nr.
 

Name
handschriftlich in Blockschrift

Vorname
handschriftlich in Blockschrift

Geburtsdatum
Tag, Monat, Jahr

Wohnadresse
Strasse, Hausnummer

Unterschrift
eigenhändig

Kontrolle
leer lassen

1

2

3

4

Eidgenössische Volksinitiative «Bürokratie-Stopp!»
Im Bundesblatt veröffentlicht am 12.10.2010. Die unterzeichneten stimmberechtigten Schweizer Bürgerinnen und Bürger stellen hiermit, gestützt auf Art. 34, 136, 139 
und 194 der Bundesverfassung und nach dem Bundesgesetz vom 17. Dezember 1976 über die politischen Rechte, Art. 68ff, folgendes Begehren:

Die Bundesverfassung (SR 101) vom 18. April 1999 wird wie folgt geändert:

Art. 9 a (neu) Unbürokratischer Gesetzesvollzug
Jede Person hat Anspruch darauf, dass:
a. Gesetze verständlich sind und einfach, unbürokratisch und effizient angewandt werden; 
b. Verwaltungen und Gerichte ihre Angelegenheiten schnell, einfach und unbürokratisch behandeln.

Art. 94 Abs. 3 zweiter Satz (neu) 
3…Dazu treffen sie Massnahmen, um die Regelungsdichte und die administrative Belastung für die Wirtschaft so gering wie möglich zu halten; 
sie berücksichtigen  dabei insbesondere die Anliegen der Kleinst- bis mittelgrossen Unternehmen.

Auf dieser Liste können nur Stimmberechtigte unterzeichnen, die in der genannten politischen Gemeinde in eidgenössischen Angelegenheiten berechtigt sind. Bürgerin-
nen und Bürger, die das Begehren unterstützen, mögen es handschriftlich unterzeichnen. Wer bei einer Unterschriftensammlung besticht oder sich bestechen lässt oder 
wer das Ergebnis einer Unterschriftensammlung für eine Volksinitiative fälscht, macht sich strafbar nach Art. 281 beziehungsweise nach Art. 282 des Strafgesetzbuches.

Bitte sofort vollständig oder teilweise ausgefüllt zurückzusenden an das Initiativkomitee «Bürokratie-Stopp!», c/o FDP.Die Liberalen Schweiz, Neuengasse 20, Postfach 6176, 3001 Bern. 
Mehr Informationen oder Bestellung beziehungsweise Herunterladen von Bögen: www.buerokratie-stopp.ch

Die untenstehende Stimmrechtsbescheinigung wird durch das Initiativekomitee eingeholt.

Ablauf der Sammelfrist: 12.04.2012.

Von der Gemeinde auszufüllen: Die unterzeichnete Amtsperson bescheinigt hiermit, dass obenstehende _____ (Anzahl) Unterzeichnerinnen und Unterzeichner  
der Volksinitiative in eidgenössischen Angelegenheiten stimmberechtigt sind und ihre politischen Rechte in der erwähnten Gemeinde ausüben.
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Ort Die zur Bescheinigung 
zuständige Amtsperson

Amtliche Eigenschaft

Datum Eigenhändige Unterschrift

Amtsstempel

Bundesrat Johann Schneider-Ammann  
kämpft gegen absurde Bürokratie
Kürzlich hat Bundesrat Johann Schneider-Ammann zu einem runden Tisch gegen absurde Büro-
kratie geladen. Unter seiner Leitung diskutierten Vertreter der Wirtschaft, der Bundesverwaltung, 
der Kantone und Gemeinden über konkrete Massnahmen zum Bürokratie-Stopp.

Die Wirtschaftsaussichten der 
Schweiz haben sich in den letzten Mo-
naten immer mehr verdüstert. Der 
starke Schweizer Franken macht gera-
de dem Export das Leben schwer, und 
die Arbeitslosigkeit ist seit langem 
erstmals wieder gestiegen. Die FDP 
hat bereits im Februar ein Massnah-
menpaket unter dem Motto «Fitness-
kur für die Schweiz» lanciert. Unter 
anderem müssen die Standortvorteile 

des Werkplatzes Schweiz weiter ge-
stärkt werden. Das heisst: Bürokratie 
abbauen!

Unser Bundesrat Johann Schnei-
der-Ammann hat an einem runden 
Tisch gegen Bürokratie mit Vertretern 
aller Beteiligten über konkrete Mass-
nahmen diskutiert. Es wurden auch 
wichtige Anliegen der FDP bespro-
chen, wie zum Beispiel der Mehrwert-
steuer-Einheitssatz sowie die elektro-

nische Zollabwicklung für Export-
KMU. Gerade dieses e-Zollverfahren 
ist für die schwer gebeutelten export-
orientierten KMU ein sehr wichtiger 
Schritt zu weniger Bürokratie. Nur 
durch solche Erleichterungen können 
die KMU ihre Arbeitsplätze auch in 
schwierigen Zeiten erhalten. Somit ist 
dies nicht nur ein Kampf gegen absur-
de Bürokratie, sondern insbesondere 
für Schweizer Arbeitsplätze.

Unterschreiben Sie deshalb diesen 
Unterschriftenbogen und senden Sie 
ihn an folgende Adresse:

FDP.Die Liberalen
Generalsekretariat
Initiativkomitee 
«Bürokratie-Stopp!»
Neuengasse 20
Postfach 6136
3001 Bern



Erbschaftssteuer verhindern.
Arbeitsplätze sichern.
Aus Liebe zur Schweiz.

Die FDP.Die Liberalen fordert

› keine Erbschaftssteuer
› keine Streichung von Steuerabzügen ohne 
   ausgleichende Steuersenkungen
›  radikal einfachere Steuererklärung
›  weniger Bürokratie dank MwSt-Einheitssatz

Mit der Erbschaftssteuer wollen die Linken Ihr 
Portemonnaie plündern und zerstören dabei 
Unternehmen und Arbeitsplätze. 
Dagegen kämpft die FDP. 

www.fdp.ch Unterstützen Sie uns mit einer Spende auf PC-Konto 30-5503-0: www.fdp.ch/spenden
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